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Editorial 


Manchmal fragen wir uns doch, welche spezielle Position wir in diesem 
deutschen Blätterwald haben und ob wir nicht auch nur auf 
Informationsmüll noch weiteren Informationsmüll häufen. Positions- 
beschreibungen des "telegraph", die von außer kommen, etwa "radikaler 
Flügel der Bürgerbewegung" oder "moralische Positionierung in der 
bundesdeutschen Gesellschaft" muntern immerhin gelegentlich auf. Dies- 
mal aber fügt sich, wenigstens im Negativen, doch wieder eines zum 
anderen: Antikapitalismus, Antistalinismus, Antifaschismus. 

Wir hoffen, daß ihr Verständnis habt, daß wir im Heft einem 
Interview mit der AABO-Gruppe F.e.l.S. breiten Raum gegeben haben. 
Wir finden, daß es ziemlich viel Stoff zum Nachdenken gibt. Die dazu 
abgedruckten Bilder sollen übrigens nicht bedeuten, daß wir die F.e.l.S.- 
Leute für Leninisten halten - das sind sie nicht. Aber die Genenese der 
leninistischen Partei ist doch ein schönes Beispiel, was aus einer Organi- 
sation werden kann, wenn man nicht scharf aufpaßt und aus Vergange- 
nem zu lernen versucht. 

Ansonsten werdet Ihr ja sehen. Leider wird der Terminteil immer 
kleiner, da kaum noch eine Zeitschrift Termine abdruckt und es auch 
sonst immer schwieriger wird, geeignete Veranstaltungshinweise 
zusammenzutragen. Wenn Ihr uns Eure Termine zuschickt, wären wir 


Euch dankbar. 
ImÜbrigenapellieren wirnocheinm 
speziell die Wiederverkäufer. Auch bei uns fehlt da 


hinten. . " " 
Dennoch in bester Laune! Eure Redaktion telegraph 


inmalansäumigeRechnungszahler, 
s Geld vorn und 


Bildnachweis: Titelbild: Kühner Sprung eines DDR-Bergsteiger im Moskwin-Glet- 
scher im Pamir, August 1975, Aus: Ander Seiteder Genossen, Ostberlin 0.J.,S.14: Foto 
Frank Feiertag, S. 21,23, 24, 29: Die KPdSU von Parteitag ZU Parteitag, Moskau 197 5, 
$. 27: Karrikatur von Dirk Moldt,S. 31: Foto M. Lindberg, S. 34, 38: Foto Jörn Reißig 
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Von der Badstraße zur Schloßallee 
Das Monopoly in der Dresdner Neustadt hat begonnen 


Im Sommer 89 plante die Stadt Dresden 
den Flächenabriß der Äußeren Neustadt, 
den sie dort auch Öffentlich vorstellte. 
Daraufhin entstanden verschiedene 
Bürgerinitiativen, die sich zum Ziel setz- 
ten, den drohenden Abriß zu verhindern. 
Mit dem Zerfall der DDR etablierten sich 
diese und erreichtendurch Verhandlungen 
mit dem damaligen Oberbürgermeister 
Berghofer den Erhalt des Stadtteils. Im 
Zuge des Erfolges gründete sich die “IG 
Außere Neustadt” und eröffnete ihr erstes 
Büro. Die IG stellte sich zur Aufgabe, die 
sozialenundbaulichenStrukturendes Vier- 
tels zu erhalten und trat für eine behutsame 
Stadterneuerungein.DurchdieErarbeitung 
von Vorstellungen und Konzepten für eine 
sozial verträgliche Entwicklung der Äuße- 
ren Neustadt sollte dies erreicht werden. 
Besonderes Augenmerk wurde auf die 
Bürgernähe gesetzt. Zur gleichen Zeit 
schossen Cafes, alternative Läden und 
soziokulturelle Projekte aus dem Erdbo- 
den. Des weiteren besetzten Jugendliche 
erstmalig leerstehende Häuser bzw. zogen 
in ebenfalls leerstehende Wohnungen ein. 
Vierhundert bunte Stadtteilbewohner rie- 
fen im Sommer 90 die erste Bunte Repu- 
blik Neustadt aus. Aufgrunddieser Vielzahl 
von Aktivitäten erklärte die Stadt dieses 
Viertel zum ersten Sanierungsgebiet 
Dresdens. Das gab Anlaß zum Optimis- 
mus, die gesetzten Ziele verwirklichen zu 
können. 

Vier Jahre später offenbart sich al- 
lerdings ein anderes Stimmungsbild: Die 
Leute hier sind stark verunsichert, sie ha- 
ben das Gefühl überrollt zu werden, Resi- 
gnation und Ohnmacht verbreiten sich. So 
haben z.B. für neun von zehn Häusern die 


früheren Besitzer ihre Ansprüche angemel- 
det. Ladenbesitzer undkleine Handwerksbe- 
triebe werden mit massiv erhöhten Mieten 
unter Druck gesetzt. Bis Ende 1992 gab es 
kaum sanierte Wohnhäuser, dafür boomte 
vor allem der Neubau von Büroflächen, 
Gewerbeflächen, Eigentumswohnungenund 
Luxusapartements. Es eröffneten Computer- 
läden, Boutiquen, Grafiker- und Reisebü- 
ros. Die Königsbrücker Straße mausertesich 
zur gefragten Einkaufstraße. Wohnraum- 
zweckentfremdung stand auf der Tagesord- 
nung. 

Unverständlich ist der Abriß von 
bewohnbarer bzw. kulturell wertvoller Bau- 
substanz. Als Paradebeispiel steht dafür das 
ehemalige Ballhaus “Reichskrone”, im 
Volksmund “Aktiv”, (gegenüber der 
Schauburg) und die Häuser der Louisen- 
straße 3 bis 7. All das sind Signale für zu 
erwartende oder bereits eingetretene 
Aufwertungsprozesse. Wie ist diese Ent- 
wicklung zu erklären? Zum einen erhöht 
sich der Bedarf an innerstädtischem 
Wohnraum, waseinsteigendes Investitions- 
verhalten zur Folge hat. Steuerliche Vorteile 
unterstützen die Überführung von Mietwoh- 
nungen in Eigentumswohnungen. Der preis- 
werte Wohnraum verringert sich. Zum an- 
deren kann die Nachfrage an Immobilien 
durch schleppende Eigentumserklärungen 
nicht gedeckt werden. Zusätzlich ist die Stadt 
Dresden daran interessiert, den Wirtschafts- 
standort zu etablieren. Deshalb will sie auf 
Biegen und Brechen ein aufpoliertes Image 
auf den Markt bringen: Erneuerung und 
Aufwertung des Stadtzentrums und von 
Stadtteilen, derluxuriöse Wiederaufbau von 
einzelnen renomeeträchtigen historischen 
Gebäuden, “Verschönerung” des Straßenbil- 
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des sowie Aus- und Umbau lokaler und 
regionaler Verkehrssysteme. Investoren 
sollen so schnell wie möglich angelockt 
werden. Dabei wirdnachder Devise gehan- 
delt: “Bloß Keinen verschrecken”. Gleich- 
zeitig entsteht durch die Politik der 
Stadtverwaltung ein Mangel an Wohnun- 
gen, und damit existiert keine Chance für 
billigen und sozialen Wohnraum. Es ist 
anzunehmen, daß sich dieser Trend in Zu- 
kunft fortsetzt und die Äußere Neustadt 
dem Gedankengefängnis Wachstum preis- 
gegeben wird. Die Bewohner können sich 
das Leben hier nicht mehr leisten. Ganze 
Lebensphasen werden verschoben und 
soziokulturelle Projekte werdenimmer mehr 
an die Wand gedrückt. Somit wird dieser 
Stadtteil wieder für einkommensstarke 


Gruppen interessant. 

Bei diesen rosigen Perspektiven 
stellt sich für uns die Frage, wie wir der 
eben dargestellten Entwicklung entgegen- 
wirken können. Leider können wir keine 
endgültig wirksamen Rezepte bieten. Eini- 
ge Vorstellungen schon. Unumgänglich ist 
für uns die Aufklärung von MieterInnen 
über ihre Rechte. Großprojekten muß wir- 
kungsvollerentgegengetreten werden, durch 
rechtzeitige und aufwendige Öffentlich- 
keitsarbeit, Informationsveranstaltungen, 
Pressearbeit, Plakatierung und groß ange- 
legte Aktionen. Besserkoordinierte Zusam- 
menarbeit der einzelnen Gruppen und Per- 
sonen ist vonnöten. Des weiteren warten 
nochleerstehende Häuser aufihre Besetzer!! 

Gekürzt aus: Venceremos, Dresden 


Scheinbesetzungen in der 
Dresdner Neustadt 


Eine “Initiative( )Lebensraum” besetzte am 
28. Januar in der Dresdner Neustadt 9 
leerstehende Häuser. In einer Presseerklä- 
rung (siehe Kasten auf der nächsten Seite) 


bezeichneten sie das als illegale aber 


adäquate Reaktion auf die Wohnraum- 
politik. Die BesetzerInnen hängten Trans- 
parente aus den Fenstern und verteilten 
Flugblätter, um den Anschein zu erwecken, 
die Häuser seien tatsächlich mit dem Ziel 
der Instandbesetzung zur Selbsthilfe dau- 
ernd besetzt worden. Danach verschwan- 
den sie aus den Häusern. Die Polizei rea- 
gierte mit einem massiven Aufgebot von 
Mannen und Material, unter anderem zwei 
Hubschraubern. Die unverhältnismäßige 
Erregung der Staatsschützer und Gesell- 
schaftsretter erklärt sich offenbar auch da- 
her, daß sie annahmen, daß die Aktion mit 
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der bevorstehenden Räumung der Hambur- 
ger Hafenstraße zusammenhinge. Die In- 
sassen eines Autos mit Hamburger Kenn- 
zeichen wurden von Beamten des Staats- 
schutzes verfolgt und später mit vorgehal- 
tener Pistole ausgefragt und durchsucht. 

In einer weiteren Presseerklärung 
der Initiative( )Lebensraum vom 2. Februar 
heißtes, daß die Schein-BesetzerInnen eben 
diesen massiven Polizeiaufmarsch provo- 
zieren wollten, um der Bevölkerung die 
Anormalität und Änderungsbedürftigkeit 
der Situationinder Dresdner Neustadtklar- 
zumachen. “Wir haben”, heißt es wörtlich, 
“diese Form gewählt, weil sie wohl mehr 
Aufmerksamkeit bei der Bevölkerung her- 
vorbringt, als vielleichteine Demonstration 
oder eins von tausend Flugblätten mit 
Aufrufen und Erklärungen. Mit dem Ver- 


= der . sind wir sehr zufrieden, Umstrukturierung in diesem Stadtteil und 
eil wir glauben, damit einen neuen An- aktivzu werden, wennesumdenErhaltd 
stoB gegeben zu haben, sich zumindest sozialen Strukturen hier geht.” # 
Gedanken zu machen über die derzeitige 


Be Dresden, den 28.01.1994 
insame offene Stellungnahme zur Instandbesetzung von 
neun leerstehenden Häusern in der Dresdner Neustadt 


Heute, am Freitag, den 28.01.1994, 12.00 Uhr wurden neun 
instandsetzungsbedürftige, leerstehende Häuser in der Dresdner Neu- 
stadt besetzt. Mit diesem, dem Gesetz nach, illegalen Mittel wollen wir 
die Möglichkeit wahrnehmen, auf unkomplizierte und unbürokratische 
Weise und mit einfachen Mitteln, erhaltenswerten Wohnraum für 
zahlreiche Wohnungssuchende und soziale wie kulturelle Projekte, 
wieder nutzbar zu machen und zu beleben. Der Anfang dafür ist hiermit 
getan. 

Dies ist eine Reaktion auf die soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung in der Äußeren Neustadt, die wir in Bezug auf die 
“pehutsame” Sanierung dieses Gebletes durch westliche Investoren als 
äußerst beunruhlgend und negativ beurteilen. Die derzeitige Situation 
bringt ernsthafte Probleme für das soziale Gefüge in diesem Stadtteil 
mit sich, auf die wir die hler lebenden Menschen aufmerksam machen und 
sie dafür sensibilisieren möchten. wir wollen aufmuntern, sich 
durchzusetzen gegen die willkür der hier betriebenen Wohnungspolitik., 
Das heißt, sich zu wehren gegen die Umfunktionierung von Wohnraum zu 
Büro- und Gewerbeflächen, die den hier Lebenden und Kleingewerbetreibenden 
den Boden der Existenz unter den Füßen wegzieht, sich zu wehren gegen 
die städtischen zuständigen Institutionen, die dies zulassen. 


Rückblick: 
Der vielgelobte SO2 ale Frieden in der DDR hatte durchaus Bestand. Dies 
daß jeder ein Recht auf Wohnraum hatte, 


zeigte sich unter anderem darin, 
rk nicht überschritten, daß 


daß die Mieten mitunter zwanzig Ma 
Alleinstehende mit Kindern und kinderreiche Familien bevorzugt 


behandelt worden U. 4- Daß dieser soziale Frieden jedoch auf den 
Schultern einiger Weniger ausgetragen wurde, blieb weitestgehend 
unsichtbar. Menschen, die mit ihrem Umfeld nicht mehr klarkamen und sich 
mit Alkohol zurückzogen au® dem sozialistischen Alltag oder Menschen, 
die straffällig geworden waren und Haftstrafen absitzen mußten, 
Menschen also, die in das Bild vom sozialistischen. Kollektivnicht mehr 
hineinpaßten, sind nicht mehr in die Gesellschaft einbezogen, sondern 
schlichtweg als nasozial” abgestempelt worden. Sie waren das Übel der 
sozialistischen. Gesellschaft. Man versuchte SOogal, sie auszugrenzen, 
indem man sie zusammen in bestimmten Gebleten ansiedelte, die für die 
Entwicklung der jeweiligen Stadt irrelevant waren. Im Falle Dresden war 
dies die Äußere Neustadt, die auf Grund Ihres kontinuierlichen Verfalls 
als Tourismus- und Wirtschaftsstandort keine Rolle spielte. Dies 
gipfelte 1989 darin, daß die Stadt Dresden den Flächenabriß der Äußeren 
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Neustadt und den Neubau eins “modernen” Wohngebietes plante. Zu diesem 
Zeitpunkt wurde der Stadtteil immer mehr zum Anziehungspunkt für viele 
Jugendliche, die sich erhofften, hier ein Leben nach ihren Vorstellungen 
leben zu können. Es entstanden Initiativen, die sich zum Ziel setzten, 
gemeinsam mit den Einwohnern den Flächenabriß zu verhindern. Mit Erfolg 
- gemeinsam mit Vertretern der Stadt erarbeiteten IG- und 
Sanierungskommission Äußere Neustadt ein Sanlierungskonzept. Darin 
wurde unter Anderem festgehalten, daß die Sanierung “behutsam” 
stattfinden müsse, daß der Wohnraum erhalten bleiben muß und nur mit 
Genehmigung entfremdet werden darf. Das allerdings ist ein Widerspruch 
im gleichen Satz: Die Klausel, daß mit einer Zweckent fremdungsgenehmigung 
Wohnraum doch gewerblich genutzt werden kann, macht diese Regelung 
vollkommen nichtig. 

Inzwischen ist die Äußere Neustadt ein beliebtes Gebiet für große 
Investoren und Leute geworden, die man Grundstücksspekulanten nennt. 
Diese sind angehalten, diesen Stadtteil zu “retten”, da die Stadt selber 
kein Geld dafür hat. Und diese wissen auch, wie man die mit einer 
Sanierung zusammenhängenden, lästigen Auflagen erfolgreich umgehen 
kann: mit einem Antrag auf Zweckentfremdung von Wohnraum. Einem solchen 
Antrag wird relativ schnell stattgegeben, wenn die Stadt weiß, daß der 
Antragsteller bereit ist, hohe Summen zu investieren (siehe Loulsenstraße 
3-7). Dabei wird die soziale Verträglichkeit für dieses Gebiet völlig 
außer Acht gelassen. Daß Menschen aus ihrem Lebensraum herausgerissen 
werden und nach einer Umsiedlung in bereits sanierte Häuser die Miete 
nicht mehr bezahlen können und Kleingewerbetreibende in den finanzi- 
ellen Ruin getrieben werden, scheint den Verantwortlichen dieser Stadt 
reichlich egal zu sein. Hauptsache, das Geld stimmt. 

wir stellen jetzt die Frage: 

Sind die Bewohner der Äußeren Neustadt, von denen ein großer Teil eine 
sozial schwache Schicht ausmacht, den Städteplanern schon wieder ein 
Dorn im Auge? Was wird passieren mit den hier Lebenden und 
Kleingewerbetreibenden, wenn dieser Trend fortgesetzt wird? Werden sie 
wieder Opfer sein von verfehlter Wohnungs- und Soz ialpolitik? Wird schon 
wieder nachgedacht über eine Umsiedlung der sozial Schwachen vielleicht 
nach Gorbitz oder Prohlis, weil diese Geblete als Wirtschaftsstandort 
und für die Tourismusindustrie sowieso irrelevant sind, weil sie in 
absehbarer Zeit reif sind für einen kompletten Flächenabriß? 

Genau diese Entwicklung stellen wir fest, und wenn wir uns nicht 
dagegen wehren, werden wir durchfallen durch das Sieb, wie Sand beim 
Goldschürfen, der wertlos ist. Wir werden keinen Platz mehr haben In 
diesem, unserem Stadtteil, in dem wir über Jahre hinweg gelernt und uns 
Luft gemacht haben, miteinander zu leben, mit all den Problemen belm 
Zusammenprall unterschledlicher Lebensauffassungen! 

Liebe NeustädterInnen 
Lassen wir uns diese Luft nicht nehmen! Wir brauchen sie zum atmen. 
Wehren wir uns gemeinsam gegen die Kaputtsanlerung und Zerstörung 


unseres Lebensraumes! 


Die Beteiligten der Initiative lebens( )raum 
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Faschistische Organisationen innerhalb 


der österreichische Polizei 
Fahndung nach Briefbombenattentäter findet praktisch nicht statt. 


Nachfolgend drucken wir, leicht gekürzt und bearbeitet, einen Bericht eines 
Antifaschistischen Nachrichtendienstes aus Österreich vom Januar des Jahres ab. 
Die Verfasser verfügen über Erkenntnisse und Informationen, die sie im Zusam- 
menhang mit den Briefbombenanschlägen in Österreich im letzten Jahr aufeineneue 
Qualität in der faschistischen Organisierung schließen lassen. 


Unmittelbar nach den Bombenattentaten 
versuchten das Österreichische Innen- 
ministerium und die ermitteinden Behör- 
den die Herkunft und Tathergängen zu 
verschleiern. Man präsentierte der Öffent- 
lichkeit falsche Fährten in Richtung serbi- 
scher Geheimdienst. Es ereigneten sich ei- 
nige merkwürdige “Fahndungspannen”, 

Gleich zu Beginn verhängte der In- 
nenminister Löschnak eine Nachrich- 
tensperre, angeblich umdie Fahndung nicht 
zu behindern. 

In den Wochen nach den Attentaten 
ließ das Innenministerium tausende Tele- 
fone von Staatsbürgern Rest-Jugoslawiens 
abhören, unter demabsurden Vorwand, der 
serbische Geheimdinst stehe hinter den 
Anschlägen. Diese These wurde vor Weih- 
nachten noch einmal aus dem Hut gezau- 
bert. Damals fing ein Amateurfunker einen 
Funkspruch ab: “bis 24.12. muß Schüler 
nachjustiert werden”. Das Innenministe- 
rium behauptete wider besseres Wissen, 
daß dieser Funkspruch aus Belgrad gekom- 
men wäre (z.B. in “Zeit im Bild” vom 
19.12.1993). Später wurde nunmehr ge- 
sagt, die Herkunft sei Jugoslawien. Das ist 
eine Lüge, denn dieser Funkspruch kam 
nachweislich aus Zagreb, wohin ein wegen 
der Briefbombenattentate gesuchter öster- 
reichischer Neonazi geflüchtet ist. Caritas- 
Präsident Schüller ist daraufhin für einige 


Österreichischer Innenminister Löschnak 


Zeit untergetaucht, weil das 
Innenministerium nichts zu seinem Schutz 
unternommen hat. 


Innenminster Löschnak vertrat au- 
ßerdem eine Weile die These, die Attentate 
seien von Autonomen durchgeführt wor- 
den, damit die Polizei mal was gegen die 
Neonazis unternimmt. 

Erstauf massiven Druck seitens der 
liberalen Öffentlichkeit wurde das Innen- 
ministerium gezwungen, die Täter unter 
den Faschisten zu suchen. So schrieb der 
Kurier, daß sowohl der Bezug auf Graf 
Starhemberg als auch die Aufgabeorte und 
teilweise die Adressender Betroffenen ganz 
eindeutig auf Leute verweisen, diesich aus- 
führlich mit dem Krieg der Türken 1683 
befaßt haben (telegraph berichtete 
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Nr.12 /93; anm. tele). Einer der Speziali- 
sten auf diesem Gebiet ist “GÄCK”-Her- 
ausgeber Franz Radl jun., der derzeit in U- 
Haft sitzt. Radl saß bereits im Sommer 
1993 eine Haftstrafe ab, damals bekam er 
u.a. Post mit dem Hinweis “die Briefmar- 
kensache läuft”. 

Doch während der sogenannten 
Fahndung kam es zu eklatanten Pannen. 
So ermöglichte das Innenministerium zahl- 
reichen Nazis die Flucht ins Ausland. Ei- 
ner der Gesuchten, Albert Ewald Stieber, 
ist in Schweden bei der VAM (Weißer 
Arischer Widerstand) untergetaucht, ein 
andererin Zagreb. Ein Dritter, Peter Binder, 
wurde erstinder Tschechei festgenommen 
und den österreichischen Behörden über- 
geben, nachdem er mit einem Waffen- 
arsenal im Kofferraum unbehelligtdieöster- 
reichische Grenze passieren konnte, wäh- 
rendangeblichdie größte Fahndungsaktion 
in der 2. Republik lief. Binder war unter- 
wegs nach Berlin. 

Dabei hatten die Behörden schon 
vorzeitig ausreichend Informationen, um 
gleich in die richtige Richtung zu ermit- 
teln, wenn nicht sogar die Anschläge zu 
verhindern. So war dem Innenministerium 
bekannt, daß die Nazis für Anfang Dezem- 
ber 1993 eine Kampagne zur Freilassung 
von Gottfried Küssel, der wegen Wiederbe- 
tätigung in 1. Instanz zu 10 Jahren Haft 
verurteilt wurde, planten. 

Außerdem war bekannt, daß die 
Wohnung von Küssel nach seiner Verhaf- 
tung weiterhin Zentrale der Wiener 
Neonazis war. Die Faschisten lagerten im 
Fußboden der Wohnung kiloweise Briefe 
und Waffen, diebeiderHausdurchsuchung 
Wochen nach den Attentaten auch noch 
aufgefunden wurden. Gerhard Endres, der 
Küssels Funktion nach dessen Festnahme 
übernahm, hielt sich praktisch ständig in 
dieser Wohnung auf. Unter anderem 
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Neonazi Franz Radl: sitzt in U-Haft 


bedrohte er vondortaus denRichter und den 
Staatsanwalt der Küssel-Verhandlung tele- 
fonisch mit dem Tod. Das Telefon wurde 
jedoch von der Polizei abgehört und Endres 
identifiziert. 


Bedrohte Richter und Statsanwalt mit dem 
Tod: Küssel-Stellvertreter Gerhard Endres 


Die Drohungen gegenRichter und Staatsan- 
walt sind durchaus ernst zu nehmen, aber 


Dokumentation 


“Notgemeinschaft der Sicherheitswachebeamten” 
Der Name ist keineswegs zufällig gewählt: er ruft Assoziationen zur “Notgemeinschaft der 
Bauern” von Robert Dürr (faschistischer FPÖ-Mandatar im Burgenland) wach, die Abkür- 
zungist Programm: NS. Nachfolgend drucken wir, trotz einigerBedenken, ein Flugblatt dieser 
Gruppe ab, das seit Mai 1993 in vielen Wachzimmern, Kommissariaten, Kasernen hängt. 

Das Flugblatt ist ein Sammelsurium aus Redewendungen, Thesen etc von FPÖ (Mölzers 
“Umvölkerung”, Dürrs “Notgemeinschaft”) bis hin zur VAPO. Sie zeigt sehr eindrucksvoll 
den Geist, der zumindestens teilweise in den Wachstuben der österreichischen Polizei 
herscht. Die im Text vorkommende Abkürzung “OK” bedeutet “organisierte Kriminalität”: 


Notgemeinschaft der Sicherheitswachebeamten 


Liebe Kollegen! wien, im Mai 1993 


t nur erreicht, sie ist bereits 
che Unterbezahlung, die 


Die Grenze des Erträglichen ist für uns nich 
überschritten. Dies betrifft nicht nur unsere chronis 
Dienstzeiteneinteilung und überhaupt unser gesamtes Dienstrecht: Das unverhältnismäßig 
hohe, noch dazu nicht abgesicherte Berufsrisiko, die mangelnde Bereitstellung von 
Mitteln für den Bereich öffentliche Sicherheit, ja die Sabotage unserer Arbeit von 
höchsten Stellen aus, und damit verbunden die Unmöglichkelt, von unserer Seite dem 
Anstieg der Kriminalität effektiv entgegenzuwirken..., zwingen uns, politisch in 
Erscheinung zu treten. Daher haben wir uns entschlossen, grundsätzliche Überlegungen 
über die Stellung des Exekutivbeamten zu seinem Dienst, ZU den ihm übergeordneten 
Behörden und zu der Staatsführung im Besonderen anzustellen. Wir haben hier nicht nur 
- wie jeder unserer Kollegen - die ins Auge springende Rrininalitätgentwlck UNg der 
letzten Jahre untersucht, sondern auch nach den Ursachen geforscht und sozusagen 
“Spurensicherung” betrieben. 

Im konkreten Fall möchten wir Euch auf d 
die OK in “illustrierte Rundschau der österreichisc 
und 2. Beitrag über die jüdische Mafia in „wirtschaft 
u a en der OK 

Unsere Informationen wiederum betreffen das Bindeglied AST, BR oo. 
österreichischen Regierungskreisen: Dr. Gabriel LanskY, \ ch KGB- und Mossad-Agent 
nist, Freimaurer, Mitglied der Udo-Proksch-Bande, N anm. tele) 

... (an dieser Stelle wurde auch die volle Wohnadres5® n er Justizausschuß des 

Lansky hat - man hält es nicht für möglic ung des NS-Verbotsgesetzes 
österreichischen Parlaments an den Beratungen zur Novelliet rar, XVIII. GP, Beilage 
teilgenommen (siehe Stenographische Protokolle des Nationa \alek (Freimaurer), der 
Nummer 387). Eingeladen wurde er dazu von Justizmini 
auch für die Teilnahme von sieben weiteren Verbindungsleut® 
zeichnet. Es sind dies: Au wiedergutmachungsbetrüger 
\. simon Wiesenthal (richtiger Name: Szymon Wizenthal; % In den Genuß von BRD- 
- er ließ in Dokumenten “Jude” auf Deutscher” umändern, u onen =z a8 een 
Wiedergutmachung als aus Polen vertriebener Volksdeutsch“”_ von Mordanschlägen aus 
überführt; der Dokumentenfälschung überführt; Auftragg® Stehen” wollen usw. 
alte “Nazis”, die die Existenz von sGaskammern” nicht nsinda in Wien) 
2. Paul Grosz (Jude; Präsident der israelitischen Kultusg 


3. Dr. Ruth Mirecki (Jüdin; Anwältin der Kultgemeinde) Lied der Udo- 
4. Dr. Georg Zanger (Jude; KP- und Freimaureranwalt; Mitg 
und vermutlich KGB- und Mossad-Agent) 

5. Mag. Brigitte Bailer-Galanda (Jüdin; 
österreichischen Widerstandes” (DÖW), welches 
Kommunisten und Freimaurern besteht; Zweck deS DOW: 
gegen “Rechtsextremisten”, Indoktrination der Schulju 
einen offiziellen Auftrag des Unterrichtsministeriums) 


n Beilagen (1. Artikel über 
ndarmerie, Nr. 1/1993 
8.4.1993) aufmerksam 


je beide 
hen Bundesg®e 
swoche”, 


Proksch-Bande 


. tararchivs des 

rin des Dokumen 
Kirarkeh m na - hauptsächlich aus Juden, 
Geschichtsfälschung, Anzeigen 
gend - für letzteres gibt es 
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6. Dr. Dieter Lenhart (Redakteur beim “Kurier”, einer Gründung der amerikanischen 
Besatzungsmacht - noch immer unter CIA-Einfluß stehend) 
7. Dr. Heinrich Vana (Rechtsanwalt - genaueres ist uns nicht bekannt) 

Für Lansky und seine Verbindungsleute ist aber nicht nur der Kontakt einerseits 
zur OK und andererseits zur Regierung (vgl. den Abschnitt über Rechtsanwälte und 
Infiltration der Legislative in Beilage 1), sondern noch ein weiteres Kennzeichen 
gemeinsam: das Verleumden der Österreicher als fremdenfeindlich und rassistisch, bei 
gleichzeitiger Kritiklosigkeit dem jüdischen Rassismus in Israel gegenüber. (Ehe nur 
zwischen Juden erlaubt, Einwanderung nur für Juden erlaubt, Palästinenser werden 
verfolgt, vertrieben, hingemetzelt...) 

Da nun die offizielle Einwanderungspolitik durchaus im Interesse der OK ist, 
die ja vom “multikulturellen“” Chaos nur profitiert (vgl. Beilage 1), die 
österreichische Regierung zur Gänze aus Freimaurern und zu einem großen Teil aus Juden 
bzw. Judenstämmigen (Anm.: Scholten (Pfefferkorn), Busek, Hesoun, Klima, Lacina...Juden) 
besteht, ergibt sich nun der zwingende Schluß der Unterwanderung unserer Staatsführung 
durch die OK. Auch die zahlreichen Besuche von Vranitzky beim Geheimclub der 
“Bilderberger” (Freimaurergremium; Zusammenschluß der bedeutendsten Politiker, 
Banker, Industrieilen, Zeitungsverleger... der westlichen Welt; z.B. die Rothschilds, 
Rockefellers, Agnelli-Fiat...) sowie seine monatlichen Amerika-Flüge, wo er mit dem 
Jüdischen Weltkongreß zusammentrifft, tragen nicht gerade zu unserem Vertrauen seiner 
Person gegenüber bei. 

Folgerichtig will nun auch Vranitzky Straftaten, die von Politikern begangen 
werden - wie seinen Ausführungen am letzten SPÖ-Parteitag in Wien vor 14 Tagen zu 
entnehmen war - nicht verfolgen lassen, da diese ja quasi “politische” Delikte seien. 

Anders - wie Vranitzky seine Freimaurerbrüder Sinowatz, Gratz und Bleicha 
behandeln lassen will - wird aber gegen sogenannte “Rechtsextremisten” vorgegangen. 
Hier genügt die Forderung nach Erhebung von Sachbeweisen für die Existenz angeblicher 
“Gaskammern” im Dritten Reich, um für Jahre hinter Gittern zu landen. Auch das bloße 
Bekenntnis zum Nationalsozialismus, zu einer Gesinnung also (ohne konkrete 
“Staatsfeindliche” Haltung begangen zu haben), wie es beispielsweise Gottfried Küssel 
getan hat, reicht aus, um jemanden für eineinhalb Jahre in Untersuchungshaft zu halten 
(Fall Küssel). 

Wenn man weiß, daß diese “Rechtsextremisten” 
für den Schutz der inländischen Bevölkerung und über 
Exekutive eintreten, dann wird die Nervosität der OK und der m 
Regierung verständlich. 

Deshalb wurde ja auch das NS 


immerhin für Recht und Ordnung, 
haupt für eine Stärkung der 
it ihr verfilzten 


-Verbotsgesetz (stalinistisches Sondergesetz aus 
dem Jahre 1947) novelliert (die Strafausmaße wurden teilweise auf 1-10 . 
“gesenkt”), um eine Verurteilung von “Gesinnungstätern”, die Ja bloß ihr en. 
Meinungsäußerung in Anspruch nehmen wollten, zu erleichtern. Aber EREER > y 
Wiesenthal, einen der “Experten” des Justizausschusses, in seinem Buch “Recht, n e 
Rache” (Seite 407) selbst zu Worte kommen: “Könnte die Strafe dagegen in Monaten 
ausgemessen werden, so würde sie auch ausgesprochen...” 

Aus unseren Ausführungen und dem Verhalten der österre 
rung, das für jeden als gegen die Interessen der einheimischen Bevölkerung 
erkennbar ist, ergibt sich für uns folgende Konsequenz: 


ichischen Bundesregie- 
gerichtet 


Erklärung: f BR 
Unsere Berufsehre und unsere Überzeugung als Vertreter von Recht und Ordnung 


nicht von “legistischem” Unrecht - gebieten uns, uns in den Dienst unseres Volkes zu 
stellen. Daher sehen wir von der Notgemeinschaft der Sicherheitswachebeamten (NS) uns 
außerstande, für die Sicherheit der Umvolkungspolitiker zu garantieren, da diese durch 
ihr verbrecherisches Handeln jede Schutzwürdigkeit ihrer Person verwirkt haben. Wir 
werden insofern passiven Widerstand leisten, als wir uns nicht zur Verfolgung 
politischer Gegner des gegenwärtigen Systems mißbrauchen lassen. Unseren Schutz 
genießen auch nicht Richter und Staatsanwälte, die die Menschenrechte verletzen und 


an politische Hexenjagden teilnehmen. 


Mit kollegialen Grüßen 
Eure Notgemeinschaft der Sicherheitswachebeamten (NS) 
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nen Rechtsanwalterklärenließ: “...Ichhabe 
unmißverständlich klar gemacht (...) , daß 
ich michmitallen Kräften dem widersetzen 
werde, (...) die Haftanstalt zu verlassen und 
mich Erpressern übergeben zu lassen...”, 
kam das Innenministerium der Forderung 
zum Scheinnach und stelltedenHubschrau- 
ber mit einem Doppelgänger bereit. Jedoch 
scheiterte die Aktion, angeblich deswegen, 
weil sich die Erpresser nicht mehr melde- 
ten. 
Mittlerweile sollen die Ermittlungen mit 
Küssel- In dem Stichtag 31. Januar 1994 abgeschlos- 
Bombenateutter Pau gm amaßlieker gen und die Akten der Siaatsenwalischaft 
übergeben worden seien. Die 60 Mann star- 


nicht die Einzigen: in einer Nazi-Mailbox ke Sonderkommision ist aufgelöst. 40 von 
in der BRD kursiert eine Todesliste. ihnen ermitteln nun gegen einen hohen Po- 
Anfang 1994 traf im Innenministe- lizeibeamten über den Stasi-Vorwürfe laut 


rium ein Brief ein. darin war eine Kapsel wurden. 
mitselbstgemachten Zyankali, und es wur- 
den Giftanschläge angedroht. Der Forde- 
rung der Erpresser, KüsselnachHennersdorf 
zu fahren und einen Fluchthubschrauber 
bereitzustellen. Während Küssel über sei- 


C aritas-Präsident Schüller 


N 


f RED 4 
u > 
uf 
u 


Gottfried Küssel: 10 jahre Haft wege 
NSDAP-Wiederbetätigung | 
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PSV POLIZEI 


Bezirk 


FPÖ-Gewerkschaft der 


Polizisten rekrutierte 


200 Personen. 


innerhalb der österreichischen Polizei 


AKTIONSGEMEINSCHAFT UNABHÄNGIGER UND FREIHEITLICHER (AUF) 
Polizei, 
vertretungswahlen bei der Alarmabteilung auf 70-80 Prozent 


AKTIONSGEMEINSCHAFT ALARMABTEILUNG (AAA) 

AAA war eine Todesschwadron in Argentinien, 
und tausende Morde am Gewissen hat. 
Zu einer AAA-Feier vor Weinachten in Wien ers 
Es wurden Nazi-Lieder gesungen und das 


Personal massiv belästigt bzw. bedroht. a 


Auch “PSV Polizei Böhse Onkels”, wobei das “o” das Kelten- 
Kreuz der rassistischen “Wite-Power-Bewegung” darstellt. 
Die PSV Polizei ist eine faschistische Gruppe innerhalb der 
“Wiener Einsatzgruppe der Alarmabteilung” (WEGA) von ca. 
50 Leuten. Zu erkennen sind ihre Mitglieder am “Blockheads”- 
Haarschnitt. Bei Einsätzen treten sie vermummt auf. Einer 
ihrer Treffpunkte ist ein faschistischer Wirt im 20. Wr. 


kommt bei Personal- 


die sich aus 


chienen an die 


Sachsens Grüne haben nicht nur eine 


schwarze Nase! 
Bericht von der Leipziger Land 


onferenz 


von Bündnis %/Die Grünen 


Grüß Gott, lieber Leser - die erste finstere 
Aktion, die selbstverständlich hinter dem 
Rücken der Parteibasis von Bündnis 90/ 
Die Grünen durchgezogen wurde, betraf 
bezeichnenderweise die vollständige Zen- 
sur der (eher spießigen!) Aktfotografieaus- 
stellung, die eigens für die Leipziger 
Landesdelegiertenkonferenz im Werk II 
Ende Januar aufgebaut worden wär. 

Eine grauhaarige Delegierte aus der 
Heldenstadt entfernte die aus ihrer Sicht 
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anstößigen Bilder rigoros mit der verbisse- 
nen Begründung: “Wenn das die Presse 
entdeckt,dannseheichschon im Fernsehen 
den Kameraschwenk von diesen Fotos 
zu unserem Podium!” Pech für die ehr- 
würdige Quotenfrau, denn die Presse stand 
bereits neben ihr, nur die Flaschen vom 
MdR-Fernsehen kamen wieder mal zu spät. 
Ja,manhat einiges zu verbergenbei 
Bündnis 90/Die Grünen. Dennoch stand 
man am Ende der Veranstaltung politisch 
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— 


halbnackt vor Mikrophonen und Kameras 
da. Dies ist jedoch das alleinige Verdienst 
der ehrgeizigen Führungsloge. In diesem 
Kreis hielt man sich schon seit Monaten für 
den künftigenKoalitionspartnerderCDU. 
Schuld daran war selbstverständlich die 
Pressemeute, die dieses offene Geheimnis 
herausposaunt hatte. Da wurde es selbst 
dem letzten grünen Hinterbänkler von der 
Parteibasis schwarz vor Augen. 
Komischerweise suchten viele Teil- 
nehmerderLandesdelegiertenkonferenzdie 
Schuldigen für das öffentliche Schwarz- 
Grün-Diskussionsdebakel nicht etwa zu- 
erstindereigenen Partei -sondernnatürlich 
beiden Medien. Dies war allerdings nur die 
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vergiftete Speerspitze der 
verzweifelten Ablen- 
kungsmanöver, die von 
der Führungsloge ausgin- 
gen. Doch Speerspitzen 
haben die Angewohnheit 
stumpf zu werden, wenn 
man allzu plump damit 
einsticht. So forderte die 
Parteibasis mehre Stun- 
den lang Aufklärung der 
Schwarz-Grünen Koali- 
tionsvorwürfe. Nichts an- 
dereskam den schwarzen 
Eminenzen ungelegener 
als die ständige Wieder- 
aufnahme der peinlichen 
Diskussion zu diesem 
Thema. Der Landtagsab- 
geordnete Gaber versuch- 
te das Thema geschickt 
wegzudrücken, alsersag- 
te: “Wir werten eine 
Blockpartei auf, wenn wir 
diese Diskussion weiter- 
führen.” 

Doch der hartnäcki- 
ge Delegierte Wilhelm 
Müller stellte jedem Listenplatzbewerber 
dieKoalitionsfrageinder Vorstellungsrunde 
neu. Sein Antrag, eineeindeutigeKoalitions- 
aussage zu treffen, wurde abgelehnt. 

Die SpitzenkandidatInnen glänzten 
danach mit unverbindlichen, zweideutigen 
Entschuldigungenundredetensichmitdem 
Zittauer Beschluß heraus, indem festgelegt 
ist, daß man vor den Wahlen keine 
Koalitionsaussage machen will. Eindeuti- 
ge Dementis zu einer schwarz-grünen Ko- 
alition gab es jedoch nicht. 

Nur die Dresdnerin SimoneKrusch- 
witz sagte: “Ich schäme mich von meinen 
Elternund Nachbarn zum Thema Schwarz- 
Grün angesprochen zu werden. Deshalb 
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müssen wir uns abgrenzen. Ich verstehe 
auch Herrn Werner SchulzinderKoalitions- 
frage nicht. Deshalb bitte ich euch, ein 
Bündnis mit der CDU auszuschließen.” 
Diese Bitte kümmerte die Angesprochenen 
wenig, handelte es sich dabei ja um keinen 
bindenden Beschluß. 

Man ging zur Tagesordnung über, 
denn man solle, so ein Freiberger 
Delegierter, die Arbeit des Landesvorstan- 
des nicht auf die Koalitionsfrage reduzie- 
ren. 

Spitzenkandidatin Kornelia Müller 
rechtfertigtesich vorm Podium: “Esstimmt, 
ich gehörte vor einem dreiviertel Jahr zu 
denen, die eine schwarz-grüne Koalition 
für möglich hielten. Aber es ist schlicht 
unwahr, daß ich eine solche Koalition 
favorisiere.” Was sie nicht sagte, ist, daß 
sie am Tag zuvor öffentlich Beifall vom 
CDU-Wirtschaftsminister KajoSchommer 
und seinen Kollegen bekommen hatte - 
erstaunlicherweise für einen Artikel in der 
Fraktionszeitung der Grünen, der außer 
Plattheiten nicht viel Substanz enthielt. 
Daher wird es wohl auch das ewige Ge- 
heimnis des Vorgartens von Kornelia Mül- 
ler bleiben, warum ausgerechnet.diese Frau 
als Agrarexpertin gehandelt wird. Obwohl 
die Spitzenkandidatin direkt vom Landes 
kommt, hat sie außer ein paar kleinen An- 
fragen und gelegentlichem Gemeckere über 
den Müller-Milch-Konzern nicht viel zu- 
stande gebracht. In Leipzig hinterließ sie 
ohne Mühe den bodenständigen Eindruck 
einer jederzeitwendebereitenK 
paßlerin, die nicht einmal abwarten kann, 
über Koalitionen zu palavern, bevor die 

Stimmen am Wahltag ausgezählt sind. 
Einen wesentlich clevereren Ein- 
druck machte Klaus Gaber, der auf den 
Listenplatz 2 gewählt wurde. Er beklagte 
die “Verselbstständigung der Diskussion 
in den Medien”. Danach zeigte Er ein Ver- 


oalitionsan- 
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dächtiges Mitleid mit der CDU und sagte 
wörtlich: “Die Reformer in der CDU spie- 
len ein klägliche Rolle, ich habe Verständ- 
nis dafür, daß sie Verstärkung brauchen.” 
Eine Koalitionsaussage wollte er nicht 
machen. Aberrealistischerweiseforderte er 
wenigstens: “Wir brauchen den Clinton- 
Effekt!” Ob er damit auch Clintons 
Frauenstories meinte oder nicht, klärte er 
leider nicht auf. 

Selbst Gunda Röstel, die auf den 
Listenplatz 3 gewählt wurde, versuchte gar 
nicht erst um den heißen Koalitionsbrei 
herumzureden, sie sagte: “Auch gehöre zu 
denen, die indieser Schwarz-Grün-Diskus- 
sion mit drinstecken.” An dieser Stelle 
wurde sie von einem Zwischenruf aus der 
Chemnitzer Delegation unterbrochen, der 
da lautete: “Niemand verlangt, daß du dich 
entschuldigst!” - Und das tat sie dann auch 
nicht. Denn sie fuhr fort: “Es geht mir nicht 
etwa um ein Bündnis gegen Biedenkopf. 
Wir sollten die Schwarz-Grüne Frage mit 
Gelassenheit angehen. Ich bin gegen Mau- 
ern in den Köpfen. Deshalb finde ich es 
wichtig, zur rechten Zeit das Rechte zu 
entscheiden.” 

Dies wird sich auch Burghard 
Bringsmeier gedacht haben. Er wurde der 
Quotenmann, den die Delegierten auf 
Listenplatz 4 hievten. Besonders negativ 
fiel auf, daß Herr Bringsmeier es sich nicht 


pe 
noch hervorgehoben durch seine unver- 


schämte öffentliche Forderung: “Michael 
Arnold wird mich ja sicher einarbeiten, 
wennerheutenicht gewählt werden sollte.” 
Da stellt sich doch die hammerharte Frage: 
Warum muß ein innenpolitisch potenter 
Kerl wie Bringsmeier noch eingearbeitet 
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werden? Wenn er sich wirklich drei Jahre 
lang mit Innenpolitik beschäftigthätte, dann 
dürfte er doch gar keine Einarbeitung nötig 
haben. Aber dies ist nur ei 

ein schwarzer 
Fleck auf Bringsmeiers grüner Vorhänge- 
schürze. 

Die Diskussion, die der Wahl des 
Kandidaten für Platz 4 voranging, nutzten 
die Delegierten nicht etwa um Bringsmeier 
innenpolitischauf den Zahl zu fühlen. Denn 
um zu testen, ob Bringsmeier Träger einer 
innenpolitischen Zahnprothese ist oder 
nicht, hätte die grüne Parteibasis fundierte 
innenpolitische Kenntnisse Kenntnisse be- 
sitzen müssen. Daher drehte sich diese Dis- 
kussion fast einseitig und wie eine 
Zahnbohrmaschine auf dem Zahnfleisch 
um die Person und die Politik des gelernten 
Zahnarztes Michael Amold. Dieser wurde 
von fast allen Delegierten automatisch wie 
eine unberührbare Person behandelt - man 
machte sichtbare Bogen um ihn. Und wenn 
man mit ihm sprach, dann bevorzugt über 
die Saalmikrophone.* 

Dabei war vorauszusehen, daß er 
die meisten Fragen gestellt bekommen 
würde. 

Nicht vorauszusehen war jedoch, 
daß viele dieser Fragen - die eher Vorwürfe 
mit Fragezeichen waren - im Verhörstil 
eines SED-Parteiverfahrens auf Arnold 
niederprasselten. Ebenfalls nicht vor- 
auszusehen war, daß Arnold nicht einmal 
die Hälfte der Fragen beantworten durfte, 
weil der Diskussionsleiter Ulli Keller ihn 
mitder Begründung abbügelte: “Deine drei 
Minuten Redezeit sind um.” 

Dies ist deshalb ein Skandal, weil 
andere Kandidaten ihre Redezeit wieder- 
holt um mehrere Minuten überziehen durf- 
ten, Dadurch entstand der massive Ein- 
druck, daß man die Fragen von Amold gar 
nicht beantwortet wissen wollte. Und daß 

es hauptsächlich darum ging, Amold vom 
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Listenplatz zukippen. Daereinerder weni- 
gen ist, die konsequent gegen die Linie der 
CDU machen. 

Interessant ist, daß keiner der 
Fragesteller, deren vorwurfsvolle Fragen 
Arnoldnichtmehrbeantwortendurfte, auch 
nur mit einem Ton darauf bestanden hätte, 
daß diese Fragen jemals beantwortet wer- 
den. “Der Eggert** wird sich aber freuen!” 
rief ein Chemnitzer Delegierter bitter. Und 
deutlicherkannmanden AbschußdesCDU- 
Kontrahenten Arnoldkaum kommentieren. 

An Arnold und seine Mitstreiter ist 
aber dringend die große Anfrage zurichten, 
was er als Gründungsmitglied des Neuen 
Forums eigentlich bei Bündnis 90/Die Grü- 
nen verloren hat. 

Daß viele am Ende dieser Veran- 
staltung politisch halbnackt dastanden, 
macht sichtbar: den Werteverfall gibt es 
nicht bloßinder CDU, aber bei Bündnis 90/ 
Die Grünen schmerzt diese Tatsache be- 
sonders stark. Frank Feiertag 


* Red: Offenbar hat Michael Amold auch 
nicht den richtigen Stallgeruch, weil er als 
fast einziger in der sächsischen Partei eine 
politische Vergangenheit in der DDR-Op- 
position hat. Daß Arnold, der ursprünglich 
als Kandidat des Neuen Forums in den 
Landtag gewählt wurde, sich vor zwei Jah- 
ren erpressen ließ, dem Bündnis 90 beizu- 
treten, ist kein allzugutes Zeichen. Aber 
werschoneinmal die Säbeltanzathmosphäre 
in den Hallen der Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne des Sächsischen Landtags erlebthat, 
wird begreifen, daß ein einzelner Abgeord- 
neter auch nur ein gehetztes Tier ist, 

** Eggert: sächsischer Innenminister, CDU 
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Kein Weg für die Reue? 
Valentin Falin oder der Stalinist in uns selbst 


Was soll man sagen, wenn man die stattli- 
chen 500 Seiten hinuntergeschlungen hat? 
Man fühlt sich wie ein Wurın über den die 
Interessen der Groß- und Kleinmächte 
hinweggefegt sind. Hier erzählt ein “sym- 
pathischer” Stalinist profund wie es war im 
Bauch des Dschugaschwilischen Haifischs 
und wie mit den mitteleuropäischen und 
atlantischen Artgenossen gebauchelt, be- 
ziehungsweise Fresshemmungen und 
Fresslust koordiniert wurden. 

Was heißt “sympathischer” Stali- 
nist? Falin hat Jahrzehnte fleißig, begabt, 
umsichtig und standhaft in diesem System 
gedient. Er war ein Baustein, ohne den es 
nicht funktioniert hätte. Und diese Baustei- 
ne sind natürlich nicht identischmit Jenem, 
doch den Bazillus trägt man unweigerlich 
in sich. Man merkt es an der Sprache, in der 
bestimmte Worte, die die schlichte Verbin- 
dung zu den Interessen der Menschen her- 
stellen könnten, fehlen. Stattdessen domi- 
niert das Dienen und Unterordnen unter die 
Ziele des Systems. 

Doch macht Falin in seinen Erinne- 
rungen auch deutlich, wo für ihn die Gren- 
zen lagen, jenseits von den er als Mensch 
verkommen wäre. So kommt er sehr oft in 
seinem Leben zu der Erkenntnis, wenn 65 
nicht weiter geht, muß man bei sich selbst 
anfangen. 

“Du hättest den Weg der Mensch- 
heit gehen sollen und nicht den in der 
Kaste...”, stellt er seinen Erinnerungen als 
Credo voran. Wie war nach Falin der Weg 
der Kaste? 

Die Oktoberrevolution war keine 
Verschwörung, keine sektiererische 
Umwälzung. Sondern an die Macht ge- 
langte eine Mehrparteienregierung aus 
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Bolschewiki und Sozialrevolutionären, die 
die Einheit der Interessen von Arbeitern 
und Bauern verkörperten. Ihr Bündnis war 
das Unterpfand für die Vorbeugung eines 
Bürgerkrieges. Mit dem Ausscheiden der 
Sozialrevolutionäre aus der Regierung (Ab- 
lehnung des Friedens von Brest) und dem 
bewaffneten Kampf gegen die Bolschewiki 
begann der Bürgerkrieg 1918. Dabei sei 
England und die USA mitschuldig, denn 
sie setzten auf Fortsetzung des Krieges mit 
Deutschland. Erst unter der Last des 
Bürgerkrieges und der Intervention im 
Herbst 1918 “verwandelte sich das in der 
neuesten Geschichte erste Regime "direkter 
Demokratie’, unter dem fast alles nicht ‘im 
Namen’ der Mehrheit gewähltundbeschlos- 
sen wurde, sondern unter der Beteiligung 
der Mehrheit selbst, in den Kriegskommu- 
nismus. Dieser wandelte sich von einem 
Mittel zur Rettung in eine Existenzform. 
Mit eigener Philosophie, spezifischen In- 
stitutionen, einem anderen Aufbau der 
Macht, der Beziehungen zwischen den so- 
zialen Gruppen, Klassen, Nationen, 
Völkerschaften. 

Für Falin ist im Herbst 1918 der 
sozialistische Prozeß im sowjetischen 
Russland abgerissen! Mit der NEP* hätte 
man vielleicht eine Chance gehabt. Die 
Festschreibung des Kriegskommunismus 
führte inden Stalinismus und “Stalin wirk- 
te als absolute Negation des Sozialismus in 
Theorie und Praxis”. Die schlichten Tatsa- 
chen des Stalinismus sind bekannt. 

Isaak Deutscher hat vermutet, daß 
der Stalinismus, wenn er einmal abtritt, 
eine solche Arbeit geleistethaben wird, daß 
auf Jahrzehnte die sozialistische Utopie 


diskreditiert ist. 
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Die Frage, die Falin bewegt: “War- 
um konnte Gorbatschow sich nie hinstellen 
underklären: Stalinismus war meine Sache 
nicht!?” Chrustschow, sagt Falin, war kein 
Mensch, der bereit war, mit sich selbst 
abzurechnen. Indem er die Wahrheit über 
Sich selbst von sich schob, blieb ihm nichts 
anderes übrig, als Stalin zu frisieren. 
Breshnew glitt nach der Nieder- 
knüppelung des Prager Frühlings in den 
Neostalinismus ab. Andropow schaffte es 
in seiner kurzen Amtszeit nicht wegen sei- 
nerpolitischen Impotenz. Warum aber nutz- 
ten nicht Gorbatschow und die Erfinder der 
Perestroikanicht die Chance, klarzustellen, 
welche Vergangenheit ihre Gesellschaft 
verwirft? 
Falin beschreibt aus eigenem Erle- 
ben, wie Gorbatschow das Eingeständnis 
des geheimen Zusatzprotokolls des Vertra- 
ges von 1939 und der Ermordung der polni- 
schen Offiziere 1940 im Wald von Katyn 
behinderte. “Das Wichtigste war ihm, zu 
dieser schwierigen Seite der Geschichte 
keine Stellung zu beziehen. Aus ihr war für 
ihn persönlich kein Kapital zu schlagen.” 
Ist das für uns, die am 7. Oktober 
89 “Gorbi-Gorbi” riefen, eine Enttäu- 
schung? Bis jetzt war in vielen Diskussio- 
nen im Wesentlichen die unter Breshnew 
versteinerten Verhältnisse Schuld am Ende 
der Sowjetunion. Die Analogie zur DDR 
bewegte da die Gedanken, denn diese war 
unter Honecker so ausgeblutet, daß jeder 
scheue Reformerlieber darüber hinwegsah. 
Falin sagt nach eigenen Angaben schon 
1971 zu Andropow, daß die DDR unter 
Honecker verloren gehen würde. Aber zu- 
rück zur Sowjetunion. Wenn alleGeneralse- 
kretäre nach Stalin nicht in der Lage waren 
zu erklären: “Das Stalinsche J och war kei- 
ne spezifische Phase des Sozialismus. Son- 
dern Stalin und Sozialismus sind schlicht 

unvereinbar”, warum konnte 65 auch 
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Gorbatschow nicht und die Erfinder der 
Glasnost? Warum, wo es doch klar war, 
daß ohne strikte Gegenüberstellung des 
Stalinismus als Antipode des Sozialismus 
keine sozialistische Utopie leben kann? 

Hatte, fragt Falin, hatte die politi- 
sche Führung der Sowjetunion 1985 bis 
1991 Alternativen und wenn ja, warum 
wurden sie verschmäht? Und die Antwort 
vonihmist weitreichend und niederschmet- 
ternd: “Weil versucht wurde, den Stalinis- 
mus zu reformieren, weil man nicht mit 
stalinistischen Methoden den Stalinismus 
ausrotten kann. Der Stalinismus als System 
muß beseitigt werden.” Haben Deutscher 
und Falin Recht, dann sitztder stalinistische 
Stachel tief auch im Fleisch der Reformer. 
“Das Gegenteil eines Fehlers ist wieder ein 
Fehler.” 

Ich erinnere mich, daß im Herbst 
1989 eine Reihe von SED-PDS-Reformern 
unter den Plattformern der Partei eine kon- 
sequente antistalinistische Front zu formu- 
lieren versuchten. Sie wurden weggeredet, 
die Genossen traten aus, gründeten neue 
Parteienundüberließen die Sache der PDS. 

Welche Symptome der Vergiftung 
durch das autoritär organisierte Macht- 
system beschreibt Falin? 

- Die Willkür, bedingt durch das Fehlen 
eines Sicherungsmechanismus. 

- Die Idealisierung des Führers, die korre- 
spondiert mit der eigenen Unmündigkeit. 
- Eine Idylle des sich gegenseitigen 
Verzeihens in der Führungsriege, solange 
keine Konkurrenz entstand. 

“Im absurden Theater wurde jahr- 
zehntelang das Stück "Die sowjetischen 
Elefanten sind die glücklichsten Elefanten 
der Welt’ aufgeführt. In ihm gab es eigene 
Bedingtheiten und Leidenschaften, launen- 
hafte Primadonnen und steinharte Regis- 
seure, Intrigen auf offener Bühne undhinter 
den Kulissen. Wenn ein Schauspieler oder 
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Politiker tagaus, tagein sich im Kreise ab- 
strakter Begriffe und Werte dreht, künstli- 
che Luftatmet, miteinemihmvorbehaltenen 
Löffel ißt, dann beginnt er von einem be- 
stimmten Augenblick an, die Abstraktion 
für das wirkliche Leben zu halten, und die 
Wirklichkeit wird zur Abstraktion.” 

- Die Sicherung eines Verschweigungs- 
monopols. 

- Die Akzeptanz der Allmacht des Appara- 
tes, sprich Bürokratie, die immer dazu ge- 
führt hat, daß die vermeintlich Schwachen 
in die Führungspositionen geschoben wur- 
den. Selbst Gorbatschow wählte Tscher- 
nenko als seinen Vorgänger. 

- Im besten Fall eine gewisse Intelligenz 
und Gewandtheit, die sich meist aber auf 
die Redegewandtheit reduzierte. Die 
Perestroika ist auch zerredet worden. Eine 
Gläubigkeit ans Echo der Worte, nicht an 
die Worte selbst. 

- Das Streben nach omnipotenter absoluter 
Macht, die absolut verdirbt. “Aus geringer 
Entfernung konnte ich beobachten, wie 
Chrustschow, danach Breshnew, dann 
Andropow sich verloren. Schließlich wa- 
ren sie nur noch imstande, hauptsächlich in 
Gefühlen, dann in Krankheiten zu denken.” 


Welche Symptome finden wir denn heute 
bei uns selbst, die wirin den stalinistischen 
Strukturen groß geworden sind? Hat das 
Kellerdasein und das Üben von Widerstand 
nicht auch in uns eine protestantisch- 
stalinistische Infektion nicht verhindern 
können? Was fällt mir dazu ein? 
_Zerredenvon Themen unddamit oftDurch- 
setzen der Linie einzelner Einflußreicher 
durch ihr Tun. 

- Kein vernünftiger Zugang zur Autorität. 
Auf der Bühne wird gespielt “Wir sind alle 
gleich”, hinter der Bühne “Wir müssen die 
Zügel in der Hand halten”. 

- Alles wirkliche Tun wird delegiert, die 
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höheren Dinge interessieren, die Schwa- 
chen werden an die Spitze gewählt. 

- Ein merkwürdiges Verhältnis zu Treue 
und Verrat. Alle werden relativ unkritisch 
aufgenommen und müssen bis zum Ende 
durchhalten oder sie sind Verräter. 

- Ein Hang zur Überschätzung und 
Stigmatisierung, die zu Kastendenkenführt. 
- Paranoide Vorstellungen, verbunden mit 
einer mangelhaften Fähigkeit zur Selbst- 
- Mangelnde Fähi gkeit, Menschen zu moti- 
vieren, statt dessen Zwang und Protektion. 
- Verstopfung der Sinne, denn was ist mit 
den Organisatoren in der Opposition paSs- 
siert, die ihren kritischen Freunden mit 
Mißtrauen und Ausgrenzung begegneten, 
den sich ihnen gemäß verhaltenden Spit- 
zeln aber Vertrauen entgegen brachten? 


Was so viele Linke nicht wahrhaben wol- 
len, die Stalinisten gehören zur Linken und 
ohne Überwindung des Stalinismus gibt es 
keine sozialistische Zukunft. Eskommtmir 
so vor, als wenn wir die Kraft uns zu erin- 
nern nicht aufbringen wollen. Das heißt 
aberauch, dieKraftnicht aufzubringen, aus 
den Kellern zu klettern. 

Dabei gehört die vielgeschmähte 
Fehlerdiskussion doch zu den guten Seiten 
der DDR! Undder Vorschlag von Falin, bei 
sich selbst anzufangen, wenn man nicht 


weiter weiß, sollte gefallen. 
Stefan Fechner 


* NEP: “Neue ökonomische Periode” - 1921 

vom 10. Parteitag der KPdSU eingeleitete 
Wirtschaftsreform, um mit Hilfe von 
Marktmechanismen und ausländischen 
Kapital den staatlichen Wirtschaftssektor 
aus der Stagnation zu ziehen. 


Verbindlichkeit, Effizienz und Kontinuität 


durch Organisierung? 
Mitglieder der Berliner AAB0-Gruppe F.e.LS. über ihre Arbeit 
und Positionen 


telegraph: Franz und Karl, Ihr seid 
Mitglieder von F.e.l.S. - einer Gruppe, die 
“für eine linke Strömung” angetreten ist. 
Hauptsächlich kamen die Mitarbeiter von 
F.e.l.S. aus der autonomen Bewegung und 
sie waren zugleich Kritiker dieser Bewe- 
gung? 
Karl: Ichselbstbin Ostdeutscher und habe 
keine autonome Vergangenheit. Insofern 
bin ich da nicht repräsentativ. 
Franz: Ich bin zwar Westdeutscher, habe 
aber früher auch nicht zur autonomen 
Bewegung gehört. Ich bin aus anderer 
Richtung zu F.e.l.S. gekommenen. 
Karl: AberdieHerkunftaus der autonomen 
Bewegung istfürvieleLeute ausder Gruppe 
ein entscheidendes Motiv gewesen. Die 
Kritik an den Autonomen, die sich aus 
dieser Heinz-Schenk-Debatte entwickelt 
hat, war F.e.l.S.-bildend. Aber über die 
Hintergründe kann ich nicht so furchtbar 
viel sagen. 
telegraph: Dann machen wiresumgekehrt 
und fragen bei euch einige der Hauptkritik- 
punkteab. Vorallem ging es beider Heinz- 
Schenk-Debatte um die “Kampagnen- 
politik”. Es gibt, so eure Papiere, bei den 
Autonomen keine Theorie, es gibt nicht 
einmal den Versuch einer strategischen 
Diskussion über einen jeweiligen Punkt 
hinaus. Es gibt nur eine sogenannle 
“revolutionäre Praxis”, die insofern vom 
Gegner bestimmt wird, alssieihnan jeweils 
einem seiner Angriffslinien zu bekämpfen 
und zurückzudrängen sucht, statt selbst 
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über eine kontinuierliche Strategie zu 
verfügen und daraus eine Taktik abzuleiten. 
Franz: Es ist so, wie du sagst. Bei solchen 
Kampagnen wird ein spezielles Thema oder 
Ereignis als ganz wichtig eingestuft und 
dazu gearbeitet. Aber es gibt keine 
Perspektive und Kontinuität in der Arbeit. 
Es gibt zwar ein starkes Bedürfnis nach 
theoretischer Diskussion, aber daskannnicht 
in den bestehenden unverbindlichen 
autonomen Zusammenhängen geleistet 
werden. Nach jeder Kampagne bricht alles 
wieder auseinander und die Leute finden 
sich erst mühsam neu zusammen. Um eine 
theoretische Auseinandersetzung führen zu 
können, muß man unserer Ansicht nach 
einigermaßen strukturierte und kontinuier- 
liche Gruppen haben. 

telegraph: Kritisiert wurde interessanter- 
weise auch die Hierarchie der autonomen 
Szene. Es stimmt nicht, schreibt eurer 
eifrigster Autor, ein gewisser“ Zettelknecht”, 
daß es in der autonomen Szene keine 
Hierarchiegibt.Sieistnurinternunddeshalb 
nicht kritisierbar. 

Franz: Hierarchie stellt sich schon her, 
sobaldes Leute gibt, diemehrarbeiten. Was 
sie sagen ist wichtiger. Sie können Druck 
ausüben, weil, wenn sie nichts mehrleisten, 
nichts mehr läuft. Hierarchien sind aber 
nicht nur formal, sondern können auf 
Sympathie beruhen oder irgendwelchen 
subtilen Formen von Ausgrenzung. Leute, 
diemachen, reißennichtdie Entscheidungen 
an sich, aber es schleiftsich dann soein. Um 
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dagegen vorzugehen bedarf es einer 
Auseinandersetzung mit dieser Form der 
Hierarchie und irgendwelcher Abmachun- 
gen, die dann auch einforderbar sind. 
Karl: Man muß sich von einem einge- 
schränkten Hierarchiebegrifflösen, dersich 
vor allem an einer Parteihierarchie 
festmacht. Wissenshierarchien sind nicht 
weniger problematisch und nicht weniger 
ausgrenzend. Unddiesindin der autonomen 
Szene stark vertreten. Nur sind sie nicht so 
leicht greifbar, weil sienicht klar an Posten 
festzumachen sind. 

Franz: Das, was wir als Organisation 
bezeichnen, ist dagegen kein Allheilmittel. 
Es ist ein Prozeß, der immer wieder neu 
vorangetrieben werden muß. Die allermei- 
sten Organisationen messen sich natürlich 
an Effizienz und haben sich nicht zum Ziel 
gemacht, gegen Hierarchien vorzugehen. 


Lenin 1888 im marxistisc 
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Sie haben Hierarchie bewußt in Kauf 
genommen, um effizienter handeln zu 
können. Wir gehen da anders vor. 
telegraph: Welche Alternativehabt ihrdazu 
in einer Organisation zu bieten? 

Karl: In unserer Gruppe wird das, was 
beschlossen wurde, allen vermittelt. Wenn 
wir einen Text veröffentlichen, haben den 
alle gelesen und wir schaffen Strukturen in 
Form von Arbeitsgruppen, damit der Text 
kritisiert werden kann. Gegenüber dem 
üblichen Verfahren, wo bei einer Vollver- 
sammlung mal etwas vorgestellt wird, die 
Leute eine viertel Stunde Zeit zum 
Kritisieren haben, und dann der Text 
beschlossen wird, ist das ein Fortschritt. Es 
gibt bei uns nicht, wie bei den Autonomen, 
Gruppen, indenen vorherintern Vorabspra- 
chen getroffen werden. Bei uns werden 
möglichst viel Informationen, über das, was 


hen Zirkel der Stadt Samara. Gemälde von A. Morawow 
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Leutemachen, indie Gruppe zurückgetragen 
und sind kritisierbar. Bei Aktionen, die 
nach draußen gehen, sollmöglichst Rotation 
stattfinden, um zu gewährleisten, daß mehr 
Leute an Entscheidungsprozessen beteiligt 
werden. Es ist auch innerhalb der AA-BO 
(Red: Antifaschistische Aktion - Bundes- 
weite Organisation) so, daß wir durch ein 
Delegiertenprinzip versuchen, viele Leute 
an dem Organisierungsprozeß teilhaben zu 
lassen, statt irgendwelche Profis entstehen 
zu lassen. Auf der andere Weise sind durch 
dieses rotierende Prinzip die Leute, die 
dorthin fahren, gezwungen, sich in der 
Gruppe auszutauschen. Sonstblockiertsich 
das selbst. 
telegraph; Das Problem ist dabei nur, daß 
das immer komplizierter wird, je größer die 
Gruppe ist und die Überschaubarkeit 
abnimmt. Und was machst du, wenn 
kurzfristige, spontane Entscheidungennötig 
und komplizierte Absprachen nicht mehr 
möglich sind? Dann kannst Du doch noch 
nicht erst mal alle abfragen. Während des 
Bürgerkrieges in Russland wurden die 
Soldatenräte mit dem Argument abge- 
schafft, daß es vor dem Feind nicht die Zeit 
hatte, herumzudiskutieren. 
Karl: Diese Probleme sind nicht unlösbar. 
Wenn die Gruppe größer wird, müssen wir 
andere Möglichkeiten überlegen. Wenn es 
wider Erwarten so kommt, daß in nächster 
Zeit große Massen zu uns stoßen, können 
wir den Arbeitsgruppen größere Entschei- 
dungsbefugnisse einräumen. Das müßte 
dann wieder in den großen Rahmen 
zurücklaufen, aber dann eventuell über 
Delegierte. Diese demokratische Struktur 
muß erhalten bleiben und das ist auch bei 
einer größeren Gruppe nicht unmöglich. 
telegraph: Wennichdasrichtig verstanden 
habe, ist F.e.1.S. eine Gruppe, die für eine 
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Organisation der Linken eintritt. Erklärt 
sich so die relative Diffusität der Inhalte, 
die ihr verkündet? Voneinem eurer Streiter, 
diesem “Zettelknecht”, kommt sehr vieles, 
von den anderen weniger. Er sagt, wenn ihr 
euch auf ein bestimmtes Konzept einigen 
würdet, hieße das, daß ihr einer dieser K- 
Gruppen gleicht, die im Hinterzimmer ein 
Revolutionskonzeptmachtunddanndürfen 
sich alle der einzigen und wahren Sache 
oder der wahren und einzigen Sache 
anschließen. Auf der anderen Seite scheint 
es (wenigstens bei Zettelknecht) einige 
Vorstellungen zu geben, was nicht sein 
soll. ImPositivenhabeich wenig inhaltliche 
Vorstellungen gefunden. Abundzukommt 
dann etwas von angeblichen “Gemeinsam- 
keiten aller Linken” und da bekomme ich 
schon wieder Bauchschmerzen. 

Franz: Es sollen Einzelpersonen und 
Gruppen mitarbeiten, Gruppen nach dem 
Arbeitsgruppenprinzip.Die Gruppensollen 
sich später mit anderen Gruppen zu einer 
Organisation zusammenfinden. Das eine 
Ziel ist, politisch gezielter handeln zu 
können, indem verbindliche Absprachen 
getroffen werden. Das andere ist, daß 
verbindliche Strukturen emanzipatorische 
Prozesse der Einzelpersonen innerhalb der 
Gruppe ermöglichen. Das ist etwas, was 
völlig anders istals bei den Autonomen, die 
sehr viel spontaner sind und anders als bei 
K-Gruppen, wo der emanzipatorische 
Aspekt nicht gerade betont wird. Bei der 
Formulierung eines inhaltlichen Konsens 
darüber hinaus müßte ich schon sehr 
vorsichtig formulieren. 
Karl: Der Wunsch nach einer Einheit der 
Linken ist schon ein Konsens von F.e.l.S.. 
Wir streben ein breites Spektrum an, das 
wir in unsere Gruppe einbinden wollen. 
Wir haben weder Berührungsängste zu 
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Der 1. Parteitag der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Russlands. 
Gemälde von W. Swerew 


Ökolinken, noch zu Leuten, die früher in 
einer K-Gruppe waren. Wir möchten 
niemand ausschließen, der in seinen 
Äußerungen und Verhaltensweisen uns 
nicht unemanzipatorisch erscheint. 

Franz: Bei F.e.l.S. gibt es allerdings einen 
linksradikalen Konsens. Wir glaubennicht, 
daß die kapitalistische Gesellschaft 
reformierbar ist. Wir stellen uns allerdings 
den revolutionären Umsturz nicht so VOT, 
daß irgendwann alle Telegraphenstationen 
besetzt werden. Eine grundsätzliche 
Erneuerungkannnuf geschehen, wenn auch 
kulturelle Positionen mit unseren Inhalten 
besetzt werden. Die Veränderung der 
ökonomischen Bedingungen ist zwar 
notwendig für eine funktionierende 
Gesellschaft, aber nicht ausreichend. 
Karl: Esgibtkeine Widerspruchshierarchie, 
keine Haupt- und Nebenwidersprüche. 
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Wenn nur die ökonomischen Zustände 
verändert werden, bleiben die anderen 
Widersprüche, die auch systemstabili- 
sierend sind, erhalten. Es muß also eine 


parallele Entwicklung geben. 
telegraph: Gut,eine Mehrheit Bevölkerung 


muß eine andere Art von Gesellschaft 

wollen. Aber dazu ist €S janie gekommen. 

Das haben wir nie erreicht. Im Gegenteil, 

die Stärke der kapitalistischen Bewußtseins- 

industrie ist so groß wie nie. 

Karl: Ich bin nicht dieser Meinung. Die 

Zustände sindnichthaltbarund verschlech- 

tern sich für die Leute immer mehr. Das 

kannnichtewigso weitergehen. Solange es 

Unterdrückung gibt, werden sich Leute 
dagegen wehren, dieses Potential so zu 
organisieren, daß in der Endkonsequenz 
eine Transformation in eine befreite 
Gesellschaft gelingt. 
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Lenin spricht auf dem 2. Parteitag der SDAPR. Gemälde von J. Winogradow 


telegraph: Aber zunächst mal ist die 
Tatsache noch sehr präsent, daß das letzte 
große sozialistische Experiment der 
Menschheit 70 Millionen Opfer gekostet 
hat. Man müßte, bevor man sich auf ein 
Neues einläßt, sehr gründlichrecherchieren, 
wie es dazu kommen konnte. 

Karl: Zweifellos. Wirhaben beispielsweise 
eine Arbeitsgruppe Stalinismus, die sich 
explizit mit Stalinismus und Realsozialis- 
mus beschäftigt. 

telegraph: Die Unzufriedenheit der Leute 
wächst zwar, aber mit dem Sozialismus, 
den sie kennengelernt haben, wollen sie 
nichts zu tun haben. Die Tendenz wird 
Immer weiter nach rechts gehen. 

Franz: Manmuß versuchen, wie ich bereits 
sagte, linke Positionen auch kulturell zu 
‚verankern. Das Schlimme ist, daß gerade 
den Deutschen, wenn es ihnen schlecht 
geht, der starke Mann einfällt. Diese 


Denkmuster aufzubrechen, wäre schon ein 
großer Fortschritt. 
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Karl: Ohne eine Infiltration anzustreben: 
wir müssen in die Köpfe der Leute hinein. 
Auf allen Ebenen muß eine Hegemonie von 
linken Inhalten angestrebt werden und das 
gegenwärtige Überwiegen von konservati- 
ven bis rechten Inhalten ablösen. 
telegraph: Aber das wird nicht möglich 
sein, ohne eine sehr konkrete Utopie. 
Worauf, fragt der Normalbürger, läßt er 
sichein, wenndas Wort Sozialismuskommt. 
Man müßte den Leuten schon sehr konkret 
sagen, was wir anders machen wollen. Und 
dagibtesbeiden Linken ganz verschiedene 
Spielarten. Die K-Gruppen sagen dieses, 
die linksradikale Gruppe XYZ sagt jenes. 
Auch Emanzipation ist ja Umschreibung 
einer Ratlosigkeit. Welche Art von 
Emanzipation soll es denn sein, Befreiung 
wozu? Wie sollen die Leute miteinander 
klarkommen? Demokratie oder nicht und 
was heißt das? Was geschieht, denn, wenn 
wie beim Kronstädter Aufstand in der SU 
im Jahre 1921 die Bevölkerung dageg. 
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ist, daß die Avantgarde weiter regiert? Wie 
reagiert man denn da? 

Franz: Mir gehtesnichtunbedingt darum, 
Begriffe zu rehabilitieren. Ich glaube aber 
schon, daß einige Dinge den Leuten zu 
vermitteln sind. Man kann ihnen erklären, 
daß durch den übersteigerten Individua- 
lismus in der gegenwärtigen Gesellschaft 
die Möglichkeit zur Kollektivität kaputt 
geht, derMensch völlig vereinzelt wirdund 
ein immer stärkerer Kampf der Einzelnen 
gegeneinander herrscht. Indem man solche 
Sachen offenlegt, ist es, glaube ich, schon 
möglich, linke Inhalte zu vermitteln, 
Solidaritätbeispielsweise. Emanzipationist 
natürlichnicht Emanzipationirgendwohin, 
sondern verantwortliches Handeln in einer 
Gruppe oder innerhalb der befreiten 
Gesellschaft. Ichdenke, dasist vermittelbar. 
Karl: In einer etwas deformierten Form 
wird auf dem Gebiet der DDR so etwas wie 
Solidarität zurückgewünscht. Einsamkeit 
und Ellenbogengesellschaft befriedigen die 
Leute nicht. Es scheint ein Bedürfnis nach 
Solidarität zu geben. Das wird in einer 
konstruierten Form vonder Boulevardpresse 
ausgenutzt, wennesin Überschriften heißt, 
“wir” müßten jetzt dies oder jenes machen 
oder “das wollen sie uns auch noch 
reindrücken!”. Das ist erkannt worden und 
wird benutzt. 

Franz: Das Ziel von linksradikaler Politik 
muß sein, Dinge aufzubrechen, die sich die 
Leute nicht mehr anders vorstellen können. 
Bedürfnisse nach Kollektivität gibt es 
offenbar. Nur wird den Leuten durch die 
Medien und die ganze Wirklichkeit 
vermittelt, es seinormal, wie sie jetztleben. 
Das ist für uns eine wesentliche Kritik an 
den Autonomen. Sie versuchen zwar noch 
irgendwelcheZiele inFormvon Kampagnen 
durchzusetzen, aber haben es aufgegeben, 
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sich zu vermitteln. 

Karl: BeimLesen vonautonomen Papieren 
merkt man, daß es keine Optionen mehr 
gibt. Wenn 90% aller Deutschen als 
Beinahe-Nazis bezeichnet werden, läuft 
meiner Ansicht nach etwas falsch. Das ist 
eine Ghettopolitik.Daskannnatürlichkeine 
funktionierende Politik als Ergebnis haben. 
telegraph: Klar ist natürlich, daß mit dem 
Wort Demokratie nicht das Wahlklosett 
alle vier Jahre gemeint sein kann, ein 
atomisierte Entscheidung, die statistische 
Mehrheiten für Parteibürokraten zustande 
bringt. Demokratie muß ein kollektiver 
Prozeß sein. Wäre es nicht sinnvoll, eben 
solche Werte einer sozialistischen Gesell- 
schaft präziser zu formulieren, als das in 
euren Papieren geschieht, wenigstens 
annähernd die Werte dieser befreiten 
Gesellschaft zu beschreiben? 

Euer Zettelknecht meint beispiels- 
weise, die revolutionäre Geschichte wäre 
positiv zu nehmen, beispielsweise die 
Geschichte der russischen Revolution und 
bis zu einem bestimmten Punkt hätten sich 
Lenin und Genossen wenn nicht korrekt, 
doch wenigstens den Umständen gemäß 
verhalten. Da frage ich mal, wie weit ihr 
bereit seid, mitzugehen? Würdet Ihr mit 
einem populistischen, aber offensichtlich 
unerfüllbarem Programm wie “Brot und 
Frieden” die Macht ergreifen? Würdet ihr 
diekonstituierende Versammlung im Januar 
1918 auseinanderjagen? Würdet ihr dann 
dieKoalitionmitdenLinkenSozialrevolutio- 
nären aufkündigen? Würdet ihr die 
Anarchisten ab Februar 1918 einsperren? 
Wie weit wäretihr zum Roten Terrorbereit? 
Wie würdet ihr euch zum Kronstädter 
Aufstand verhalten? Wie steht ihr zum 
Fraktionsverbot innerhalb der KPdSU? An 
welchen Punkten steigt ihr aus, welche 
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Mittel seid ihr bereit zu nutzen, welche 
Zielsetzung habt ihr, was würdet ihr auf 
keinen Fall mehr machen? Das wird bei 
euch nicht diskutiert, dakommt gar nichts. 
Wenn ihr euch irgendwie mit diesen 
Bolschewisten identifiziert, muß man doch 
sagen können, wie weit, an welchen Punkt 
man aussteigt? 
Franz: Auf diese verschiedenen Punkte 
willichmichnicht einlassen, Ichdenke, ich 
kann mich nicht mit der bolschewistischen 
Bewegung identifizieren. Ich glaube, daß 
da viele Dinge von Anfang an schon falsch 
gelaufen sind, andere Sachen relativ spät 
noch einigermaßenrichtig waren. Ich würde 
mich auf keinen Fall auf ein bolschewi- 
stisches Revolutionsmodell einlassen. Es 
isthalt so, daß, wennmanüberrevolutionäre 
Entwicklungen spricht, man ganz oft auf 
die Oktoberrevolution kommt, weil das die 
erste Revolution war, in. der der bürgerliche 
Staatsapparat abgeschafft wurde. Aber 
demokratischen Zentralismus oder ähnli- 
ches würde ich ablehnen. 
telegraph: Aber in eurer Broschüre heißt 
es, die errungene Macht müsse gesichert, 
dann vergesellschaftet werden. Wie? 
Franz: Daß wirkeine klassischekommuni- 
stische oder bolschewistische Partei wollen, 
ist sicher Konsens bei uns, wir wollen auch 
keinen demokratischen Zentralismus. Das, 
was wir für erstrebenswert erachten, ist zu 
wenig ausgeführt, dem wird sich F.e.l.S. in 
Zukunft stellen müssen. Das ist das, woran 
wir arbeiten müssen. IchmöchteeineKritik 
an einer Revolution so formulieren: Da ist 
eine Ausgangslage, die ich begrüßenswert 
finde. Das Alte ist zusammengebrochen 
und es ist möglich, etwas neu aufzubauen. 
Deshalb beschäftige ich mich damit. Dann 
Setze ich mich damit auseinander, was die 
ule gemacht haben. Zum einen, was 
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passieren xann, wenn einsolcher sozialisti- 
scher Staatsapparat bestimmten Sachzwän- 
gengegenüberssteht. Zumanderen zu sagen, 
daß bestimmte Vorstellungen und Lösungs- 
modelle an sich schon falsch sind. 

Karl: Wir halten es für sehr wichtig, uns 
mit Geschichte zu befassen, mit Geschichte 
von revolutionären Bewegungen und 
Revolutionen. Das ist auch eine Kritik, die 
wir an der autonomen Bewegung haben. 
Ich finde es wichtig, sich rückblickend mit 
Transformationsprozessen zu beschäftigen, 
um Fehler nicht noch einmal zu machen. 
telegraph: In Polen undinder CSSR haben 
sich vor 1989 die Oppositionellen, Charta 
77 und Solidarnosc hingestellt und haben 
gesagt: Wir haben kein politisches 
Programm, unser gemeinsames Ziel ist es 
den Stalinismus zu stürzen. Wenn das 
passiert ist, sehen wir weiter. Und das war 
auch unser Problem als DDR-Oppositio- 
nelle, daß kaum jemand von uns sich einem 
Kopf gemacht hat. Der Ausgang ist ja 
bekannt. Wenn jetzt wieder dieser Punkt 
kommen sollte, es genauso plötzlich wieder 
möglichist, eine gesellschaftliche Verände- 
rung durchzuführen, stehen wirheute wieder 
ohne Konzept da, die Entwicklung rennt 
uns davon und andere, die ein fertiges 
Konzept haben, ernten die Früchte. | 
Karl: Du hast vorhin gefragt, worin der 
Unterschied zwischen uns und einer 
Politsekte bestehen würde. Das ist es ja 
gerade, daß sie ein fertiges Konzept aus der 
Tasche ziehen können. Wenn solche Leute 
auf mich zukommen, lehne ich sie ab. Ein 
Konzept kann doch nur aus einem 
Diskussions- und Willensprozeß und aus 
einem Akkumulieren von Meinungen 
entstehen. Natürlich muß man eine grobe 
Richtung im Kopf haben, aber die haben 
wir. Das Problem, daß die Massen an uns 
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herantreten, existiert im Moment nicht. 
Deshalb haben wir nicht den unaufschieb- 
baren Druck, so etwas formulieren zu 
müssen. Wir diskutierendarüberundhaben 
viele Sachen im Kopf. 

telegraph: Wir würden gern noch einmal 
hören, wie ihr euch das mit der Organisie- 
rung von Organisationen vorstellt. Soll es 
überall solche Gruppen wie F.e.l.S. geben, 
die miteinander in Beziehung treten? 
Franz: Natürlich sollten es nicht die 
gleichen Gruppen wie F.e.l.S. sein, aber es 
ist richtig, sie sollen sich zu einer 
Organisation zusammenfinden. 

telegraph: Das ist die AABO? 

Franz: Das ist die AA-BO. 

telegraph: Dazu hatten wir ja diesen euch 
bekannten Artikel abgedruckt, indem wir 
der AABOdieStruktureneiner Kaderpartei, 
demokratischen Zentralismus vorgeworfen 
haben. Es ging um die Art und Weise der 
Aufnahme von neuen Gruppen nach einer 
Probezeit, eine Trennung zwischen Beo- 
bachter und Vollmitglied. An Beschlüsse 
haben sich alle Gruppen zu halten und die 
Gruppen mit Beobachterstatusmüssensich 
ebenfalls an die Beschlüsse halten. Daran 
hat sich der Streit entzündet, deshalb ist 
etwa die Hälfte der Gruppen ausgetreten. 
Franz: Ich denke, man kann erst arbeiten, 
wennman sichauf Gruppen verlassenkann. 
Das ist erst gewährleistet, wenn man die 
Gruppen besser kennt. Für mich ist ein 
solcher Beobachterstatus gar nicht so 
schlecht. Und daß die Gruppen sich an 
gefaßte Beschlüsse halten müssen, ist doch 
eine Frage der Verbindlichkeit. Für die 
Beobachter ist es so, daß sie entweder 
Mitglieder werden oder aus der Organisa- 
tion ausscheiden und dann sind die 
Beschlüsse für sie natürlich nicht mehr 
verbindlich. Das finde ich nicht problema- 
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tisch, weileseigentlichkeine Konsequenzen 
hat. 

Karl: Ich finde es generell sinnvoll, 
ergebnisorientiert zu arbeiten. Einige 
Ergebnisse der Diskussion müssen festge- 
macht werden, sonst ist die Diskussion 
nicht effektiv. Das würde ich auch 
einfordern, ohne daß das als Disziplinierung 
zu verstehen ist. Ich bin der Meinung, daß 
man Beschlüsse nach wie vor kritisieren 
und andere Varianten anbieten kann. Aber 
ich finde dieses System ziemlich sinnvoll 
und auch diesen Beobachterstatus. 

Franz: Es werden janur Sachen verabschie- 
det,die vonallen Gruppen getragen werden. 
Das ist ja auch meistens ein langer Prozeß: 
Eine Sache wirdbeider AA-BO vorgeschla- 
gen, muß in allen Gruppen besprochen, 
muß wieder zurückgetragen werden. Und 
wenn es keinen Konsens gibt, wird es auch 
nicht gemacht. Es ist auch einfacher, wenn 
dieGruppen, dieaneiner Sache mitarbeiten, 
regelmäßig Vertreter schicken. Wenn die 
Gruppen nur jedes dritte mal auftauchen, 
dann macht diese Organisierung einfach 
keinen Sinn. 

telegraph: Das Problem ist, daß die 
Protagonisten der AABO, namentlich die 
Antifa M Göttingen, in ihrem Aufireten, 
ihrer Dominanz und ihrem Politikverständ- 
nis, wie ich sie erlebt habe, in die Richtung 
einer Partei gehen, in der sie ihr politisches 
Konzept durchsetzen. Sie sind die Leute, 
die in den letzten zwei Jahren die AABO 
inhaltlich bestimmt haben. 

Franz: Es ist zweifellos richtig, daß die 
AntifaMinder AA-BO eine wichtige Rolle 
gespielt hat, dort den Organisationsvor- 
schlag aufgestellt hat. Mittlerweile kann 
ich das nichtmehr erkennen, daß die Antifa 
M dort eine so gewichtige Stimme hat. Es 
ist eben eine gut funktionierende Antifa- 
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Gruppe. 

Karl: Sie haben lange Erfahrungen und 
daß man das anerkennt, finde ich in 
Ordnung. Das hat nichts mit Hierarchie 
und Partei zu tun. Ich würde bestreiten, daß 
die Antifa M jetzt in der AABO dominant 
ist, 

telegraph: Bis zu dem Zeitpunkt, als das 
Berliner Antifa-Infoblatt ausgestiegen ist, 
lief dort nichts anderes als ein Machtkampf 
zwischen der politischen Auffassung des 
Infoblattes und der Antifa M. Die anderen 
Gruppen haben sich entweder hinter die 
eine oder hinter die andere Auffassung 
gestellt und waren nur Füllmaterial in 


diesem Machtkampf. 
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Karl: Ich glaube, daß wir von verschiedenen 
Perioden reden und daß deshalb die 
Diskussion etwas aneinander vorbei geht. 
telegraph: Wirkennendie Auseinanderset- 
zung bis zum Mai 1993. 

Karl: Da waren wir noch nicht in der AA- 
BO und können deshalb nicht so viel dazu 
sagen. Die Konstituierung der AA-BOhabe 
ichnuram Rande mitbekommen. Ich würde 
gern über die jetzige AA-BO reden, die 
Entwicklung, die sie heute nimmt. Die 
heutige Positionder AA-BOisteineandere 
als du sie beschreibst. 

telegraph: Das ist natürlich ein bißchen 
schwierig, das jetzt gleichrangig weiter zu 
diskutieren. Eine wirkliche Kritik an einer 
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Organisation kann nur aus der Kenntnis 
von internen Strukturen geleistet werden. 
Ihrkönnt uns jaerzählenund auch persönlich 
glauben, daß die Zusammenkünfte der 
AABOharmonisch verlaufen. Was wirklich 
passiert, kann man nur aus einer internen 
Kenntnis der Organisation sagen und da 
haben wir die Kenntnis über die Zeit bis 
Mai 1993. Wir können das, was ihr sagt, 
nur dahingestellt sein lassen, weil wir es 
nicht besser wissen. Ihr könnt das, was wir 
aus früheren Zeiten über die AABO wissen, 
glauben odernicht glauben, weilihrdamals 
noch nicht dabei wart. 

Franz: Bisher ist es jedenfalls so, daß ich 
alles, was in der AA-BO geschieht, 
mittragen kann. Die Gruppen in der AA- 
BO gehen sehr verantwortlich mit den 
Dingen um. Sachen, die nicht Konsens von 
allen Gruppensind, werdennicht veröffent- 
licht. Deshalb ist es kein Problem, daß in 
der AA-BO Leute oder Gruppen sitzen, die 
etwas sagen, was nicht meine Meinung ist. 
Das ist ja immer so, daß man, wenn man 
sich politisch verbreitern will,mitLeutenin 
Berührungkommt, dieeine andere Meinung 
haben. 

telegraph: Jetzt hat zum Beispiel die RAI, 
die ehemalige Rote Garde, ein übles 
Stalinistenpack, einen Antrag auf Aufnahme 
in die AABO gestellt. Wie ich gehört habe 
ist ein Teil der Leute dafür. 

Karl: Wir wollen nicht Sachen vorgreifen, 
beidenenderDiskussionsprozeßnochnicht 
abgeschlossen ist. Beim nächsten AA-BO- 
Treffen wird über den Beschluß der RAI 
abgestimmt und die Ergebnisse der 
gruppeninternen Diskussionen vorgetragen. 
Warum sollen wir diesem Diskussions- 
prozeß vorgreifen? 

Franz: Was wir aber schon sagen können, 
ist, daß in der AA-BO eine Auseinander- 
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setzung mit Stalinismus und Realsozia- 
lismus ansteht und daß das, was dazu 
formuliert worden ist, noch sehr vage ist. 
Das steht in nächster Zeit an. 

telegraph: Diese RAI-Leute sind Stalini- 
sten und Avantgardisten. Sie lassen kaum 
Kritik an Lenin und Stalin zu. Das 
widerspricht doch all dem, wofür ihr 
einsteht. Wie kann man dann sagen, daß 
darüber diskutiert wird. Wie kann man 
überlegen, ob man solche Leute aufnimmt, 
Leute, die einen Massenmörder, der 70- 
Millionen Menschen abgeschlachtet hat, 
schätzen. 

Franz: Ich würde mich ganz klar von 
stalinistischen Gruppen abgrenzen und 
wahrscheinlich auch vom leninistischen 
Avantgardebegriff. Aber ich finde es 
Quatsch, das anhand der RAI zu formu- 
lieren. Die RAI macht Antifa-Politik und 
vertritt einen linksradikalen Anspruch und 
das sind genau die Gruppen, die die AA- 
BO ansprechen will. 

Karl: Die Ziele und Inhalte der RAI sind 
nicht so feststehend und so klar, wie ihr das 
seht. Die Papiere, Äußerungen und 
Stellungnahmen der RAI ändern sich 
monatlich. Deshalb ist es sehr schwer. 
Diesen Fehler, den ihr macht, haben wir 
auch gemacht. Du kannst damit nicht von 
außen die Dinge nachvollziehbar machen 
für Leute, die sehen, daß die RAI Antifa- 
Politik macht und im weitesten Sinne links 
ist. Wenn man weiß, welche Inhalte diese 
Leute haben, dann mußt du das den Leuten 
vermitteln und mußt den Leuten die 
Möglichkeit geben, sich darüber zu 
informieren. Du kannst nicht einfach 
“Stalinisten raus!” sagen. Die Leute 
möchten sich dazu eine Meinung bilden 
können. 


telegraph: Aber unsere Schwierigkeit ist, 
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Frühere Rote Garde (heute Rote Antifaschistische Initiative - RAI) bei einer Demonstration 


daß ein Mangel an unbestreitbaren Fakten 
besteht. Wir beurteilen die AABO von 
bestimmten Verhaltensweisen undKriterien 
her. Und diese Geschichte wäre wieder ein 
Faktum. Zu der Zeit vorher konntet ihr 
nichts sagen. Die Sache mit der RAlistein 
gegenwärtiges Problem, das für uns ein 
ziemlich absolutes Kriterium wäre. Wäre 
es nicht sinnvoll, daß die AABO einfach 
mal eine Prinzipienerklärung macht? 

Franz: Eine politische Prinzipienerklärung 
ist ohne Zweifel richtig. Aber die AA-BO 
hat den Anspruch, das, was sie als Ergebnis 
dann festhält, möglichst breit diskutiert zu 
haben. Die AA-BO ist noch nicht sehr alt 
und der Konstituierungsprozeß war schon 
sehr aufreibend. Das ist etwas, was im 
Moment von vielen Gruppen eingefordert 
wird und was jetzt in Angriff genommen 
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wird. 

telegraph: Ein anderes Problem, das für 

euch steht, ist, daß viele Ostgruppen keine 

Lust haben, sich der AABO anzuschließen. 

Es besteht natürlich aus alten Erfahrungen 

mit SED und FDJ bei den Ostlern eine 

Organisationsscheu und dann dieser 

Stalinismusverdacht. Ich denke, die Angst 

der Ostler ist, daß sie von einer ominösen 

Organisation, die über sich selbst die 

hübschesten Sprüche macht, an einen Ort 

verschleppt werden, andenssienicht wollen. 

Und wenn da ganz grundsätzliche Sachen 

nicht feststehen, wie die Einstellung zum 

Stalinismus, kann man sich dazu überhaupt 
nicht verhalten oder nur Negatives 
mutmaßen. Dazu kommen noch solche 
Äußerungen von Besatzermentalität, wie 
sie von Westdeutschen beispielsweise in 
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der AABO-Broschüre “Einsatz” von der 
Antifa A&P geleistet werden. Da heißt es: 
“..Und was den szeneinternen “Ost-West- 
Konflikt" betrifft - solchermaßen als 
Problem formuliert, wird hier die völlig 
falsche Tatsache suggeriert, daß die 
Ostgruppenallein aufgrund ihrer Herkunft 
über einheitliche Bedingungen und 
einheitlichen Diskussionsstand verfügen. 
Richtig ist vielmehr, daß Ostgruppen 
spezielle Erfahrungen gemacht haben, die 
nur für sie gelten und also von ihnen 
politisch besonders aufgearbeitet werden 
müssen (z.N. Auslieferung an die herr- 
schende Klasse eines anderen Landes, der 
BRD).Diesistaber keinArgument dagegen, 
wieso über die eigenständige Ost- 
Opposition hinaus nicht auch noch enge 
Zusammenarbeit mit West-Gruppen 
möglich sein sollte. Z.B. bietet sich die 
Beratung in rechtlichen Fragen geradezu 
an, da West-Gruppen hier schon einige 
Jahre längere Erfahrung mit der bundes- 
deutschen Repression haben.” 
Karl: Die Arroganz sehe ich auch. Es ist 
abernichtzu leugnen, daß wirnicht mehr in 
der DDR leben und jetzt eine bundesdeut- 
sche Repression erfahren. Und Gruppen, 
die jahrelang die bundesdeutsche Repres- 
sionerfahren haben, haben damit Erfahrung 
gemacht, die nutzbar ist. 
telegraph: Es ist aber die Frage, ob die 
Erfahrungen, die die Ostgruppen mit einer 
anderen Art von System gemacht haben, 
der Herrschaft eines bürokratischen 
Systems, unwichtig geworden ist. Der Tenor 
ist: “Früher war im Osten irgend etwas, 
worüber man nicht näher sprechen kann. 
Jetzt ist im Osten auch der Kapitalismus, 
deshalb braucht man darüber nicht mehr zu 
sprechen, was früher im Osten war.” Die 
Erfahrungen mit Stalinismus und Poststali- 
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nismus, die die Ostler haben, sind deshalb 
natürlich nicht gefragt. Stattdessen sollen 
wir reumütig darüber nachdenken, daß wir 
uns an die herrschenden Klassen der BRD 
ausgeliefert haben. Die Erfahrungen mit 
Geheimdiensten, diewir wirklich vermitteln 
können, sind schor gar nicht gefragt. Aber 
das sind, wenn wirüber einenneuen Versuch 
zum Sozialismus nachdenken, die Erfahrun- 
gen, wie es auf keinen Fall mehr werden 
darf. Dazu kommt, daß die Akten aus dem 
Osten jetzt bei den anderen lagern und 
benutzt werden, daß alte Inoffizielle 
Mitarbeitererpreßtund fürdasneue System 
wieder aktiviert werden. 

Franz: Das Zitat aus der Einsatzbroschüre 
ist vielleicht eine unglückliche Formu- 
lierung. 

Karl: Unsere Stalin-AG versucht explizit, 
das Thema Realsozialismus aufzuarbeiten 
und auch die Erfahrungen mit Geheim- 
dienst. Ich würde das auf keinen Fall 
ausklammern und verharmlosen. Das ist 
nicht meine Position. Aber wichtig ist es, 
diese Erfahrungen auszutauschen - die 
Erfahrungen mit der bundesdeutschen 
Repression und die mit der DDR-Repres- 
sion. 

(Das Gespräch führten Jolly Jumper und 
W. Rüddenklau) 
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Nach den russischen Parlamentswahlen 


Hinsichtlich der Einschätzung der russischen Situation sind wir zumeist auf die 
Berichterstattung der Massenmedien mit ihrer spezifischen Interessenlage verwie- 
sen. Über zuverlässige Verbindungen zur winzig kleinen Minderheit der russischen 
antistalinistischen Linken verfügt zur Zeit offenbar nur die anarchosyndikalistische 
FAU. Aus der Januar/Februar-Nummer ihrer Zeitschrift “Direkte Aktion” über- 
nehmen wir folgenden hochinteressanten Artikel aus Moskau. 


Bei der Parteienwahl, die die Zusammen- 
setzung des Unterhauses des neuen Parla- 
ments bestimmt, ist die Liberaldemokra- 
tische Partei Shirinovskijsmit 32,2% stärk- 
ste Fraktion. Danach folgen Gaidars Wahl 
Russlands mit 15,7%, dieKommunistische 
Parteimit 11,9%, die Agrarpartei mit7,9%, 
die Frauen Russlands (keine Feministin- 
nen!) mit 8,2%, der Jawlinski-Block mit 
1,8%, die Pro-Jelzin-Partei der russischen 
Einheit und Einverständnisses mit 6,8% 
und die Demokratische Partei mit 5,6% 

Die andere Hälfte der 450 Parla- 
mentssitze wurden durch Direktwahlen in 
den einzelnen Republiken und Regionen 
bestimmt. Dabei kandidierten sowohl Mit- 
glieder verschiedener Parteien, als auch 
Parteiunabhängige. Dieses Ergebnis, zu- 
sammen mit den Unterhauswahlen, ergibt 
folgende Sitzverteilung im Parlament: 
Russlands Wahl: 65 - Sitze, LDPR - 65, 
Kommunistische Partei - 41, Agrarpartei - 
36, Jawlinski - 25, Frauen Russlands - 22, 
Partei der russischen Einheit - 20, Demo- 
kratische Partei - 16. Des weiteren wird es 
145 sogenannte unabhängige Parlamenta- 
rier sowie 15 Abgeordnete anderer Parteien 
geben. 


Koalitionen 
Dieses Ergebnis, das weit unter den erwar- 
teten 230 Sitzen für die Jelzinisten liegt, 
wirddie drei Pro-Jelzin-Parteien (Russlands 
Wahl, Partei der russischen Einheit und 
Bewegung für demokratische Reformen) 
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zwingen, Koalitionen einzugehen, um 
Mehrheiten zu erreichen. Dafür kommen 
nach ihren Aussagen 'hauptsächlich der 
reformerische Jawlinski-Block und einge- 
schränkt die Frauen Russlands in Frage. 
Natürlich wird man im Regierungslager 
verstärkt versuchen, parteilose Parlamen- 
tarier als Mehrheitsbeschaffer zu gewin- 
nen. 

Die positiven Reaktionen der west- 
lichen Regierungen, allen voran der US- 
amerikanischen, zeigen deutlich, daß die 
Annahme der neuen Verfassung das we- 
sentliche Ergebnis von Wahl und Referen- 
dum darstellt, Sie garantiert den westlichen 
Regierungen eine ihren Interessen enispre- 
chende Fortführung der Wirtschaftspolitik 
durch die von ihnen gehätschelten “Demo- 
kraten” Jelzin und Gaidar, selbst nach des- 
sen unerwartet schlechtem Abschneiden. 


Der Wunsch nach einem “starken Mann” 

Bei aller Tragik des Wahlergebnisses - je- 
der Vierte hat die ultranationalistische 
Liberaldemokratische Partei (LDPR) 
Shirinovskijs gewählt - sollte die Bedeu- 
tung der Annahme der neuen Verfassung 
nicht vergessen werden. Gerade ihr Geist, 
der den Wunschnach einem “starken Mann” 
als Universallösung propagiert, muß in 
Verbindung mit der allgemein stark ver- 
breiteten nationalistischen Stimmung und 
keinesfalls als mögliche Chance der Ver- 
hinderung der Faschisierung der Innen-und 
Außenpolitik gesehen werden. Das hohe 
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Schlange vor einem Tabakkiosk bei einem Tabakengpaß - Folgen einer inflationären 
Haushaltspolitik, die im wesentlichen auf den Neudruck von Banknoten setzt 


Wahlergebnis der Liberaldemokratischen 
Partei ist sicherlich auch ein Ausdruck des 
Protests gegen die Reformpolitik auf Ko- 
sten der Bevölkerung. Die katastrophale 
Wirtschafts- und Sozialpolitik der “Demo- 
kraten” hatinkurzerZeitzueiner Verarmung 
weiter Bevölkerungsteile geführt - für viele 
bis an den Rand der existentiellen Bedro- 
hung. 

In dieser Situation war der konservative 
populistische Wahlkampf Shirinovskijs, der 
im Interesse aller Russen zu sprechen vor- 
gibt, erfolgreich. Neben einer stärker staat- 
lich regulierten Durchführung der Wirt- 
schaftsreformen, strebt er die Wiederein- 
richtung Russlands als Großmacht in den 
Grenzen der Sowjetunion an. er verspricht 
Wohlstand für alle Russen auf Kosten der 
angrenzenden Nachbarn (hauptsächlich der 
ehemaligen Sowjetrepubliken) und nicht- 
russischer Minderheiten im eigenen Land. 
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Pogrome gegen Kaukasier 
Die Verunsicherung vieler Menschen an- 
gesichts der rapide anwachsenden Krimi- 
nalität, deren eigentliche Ursache in einem 
wild hereinbrechenden Kapitalismus lie- 
gen, ist seit geraumer Zeit dazu genutzt 
worden, bestimmte nationalistische Stim- 
Mungen zuerzeugen bzw. zu verstärken. So 
wird hauptsächlich den äußerlich leicht 
identifizierbaren Kaukasiern die Verant- 
wortung für die Mehrzahl der Verbrechen 
in die Schuhe geschoben. Viele Russen 
empfinden allein die Anwesenheit der 
“Schwarzen” - wie die Kaukasier hier ge- 
nannt werden - als störend. Die Deportatio- 
nen vieler Kaukasier aus Moskau im An- 
schluß an die Erstürmung des Weißen Hau- 
ses bildeten den bisherigen Höhepunkt und 
trug z.T. pogromartigen Charakter. Die 
Medien verbreiteten Aufrufe der Regierung, 
die Polizei bei dieser Aktion zu unterstüt- 
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zen. 40.000 Freiwillige meldeten sich al- 
lein in Moskau... 


Das ultranationalistische Spektrum 
Unter den 21 Parteien, die es schafften, die 
erforderlichen 100.000 Unterschriften zu 
sammeln, die notwendig waren, um zur 
Wahl zugelassen zu werden, befanden sich 
drei weitere ultranationalistische. Dabei 
handeltes sich um die Russische Allgemei- 
ne Volksunion von Sergej Baburin, Führer 
des ehemaligen nationalkonservativen 
Blocks im alten Parlament; um die Natio- 
nal-Republikanische Partei, die aus der St. 
Petersburger Pamjat-Gruppe hervorging 
und um die Konstitutionell Demokratische 
‘Partei, deren Führer Mitglieder der frühe- 
ren “Nationalen Rettungsfront” waren. Al- 
leine die wohl nicht in jedem Fall korrekte 
Überprüfung der Unterschriften führte dazu, 
daß diese drei neben fünf weiteren Parteien 
nicht zur Wahl zugelassen wurden. So be- 
hauptete Baburin, daß 20.000 Unterschrif- 
ten während einer Durchsuchung seiner 
Parteizentrale durch die Polizei verschwan- 
den. 


Uneinigkeit bei der 
nationalkonservativen Rechten 
Im Spektrum der nationalkonservativen 
patriotischen Kräfte herrscht bei weitem 
keine Einheit. Dies zeigt z.B. der Fakt, daß 
ihreeinflußreichste (ehemals)-Tageszeitung 
“Den” dazu aufrief, die Kommunistische 
Partei und die Agrarpartei zu wählen. Für 
sie ist Shirinovskij kein echter russischer 
Patriot. Dieses Votum wirft wohl auch ein 
bezeichnendes Licht auf das Wahlergebnis 
der Kommunistischen Partei, die mit 14% 
beinahe zweitstärkste Partei geworden wäre. 
Ihr Führer Suganov, ebenfalls ehemaliges 
Mitglied der nationalen Rettungsfront, ließ 
einen Tag nach dem Bekanntwerden der 
ersten Wahlergebnisse verlautbaren, daß 
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esin der LDPR Leute gebe, mit denen man 
zusammenarbeiten könne. 


Shirinovskijs Einfluß auf die Jelzin- 

Regierung 
Der Pressesprecher Jelzins sagte, daß be- 
stimmte Positionen, die der LDPR zum 
Wahlsieg verholfen hätten, durchaus auch 
von den “Demokraten” benutzt werden 
könnten. Dabei handelt es sich um die Idee 
des Patriotismus, die Idee einer starken 
Präsidialmacht und die Idee einer starken 
Verteidigung der nationalen Interessen 
Russlands. 

Was das Verhältnis Shirinovskijs 
zu Jelzin bzw. dessen Politik angeht, so 
sinddrei Dinge von Wichtigkeit. Shirinovs- 
kij wandte sich als einziger aus dem 
ultranationalistischen Spektrum nicht ge- 
gen Jelzins Parlamentsauflösung im Okto- 
ber; eine andere Haltung hätte seiner Partei 
ein Verbot einbringen können. Im Gegen- 
satz zu anderen Oppositionsparteien unter- 
stützte Shirinovskij öffentlich Jelzins 
Verfassungsprojekt und erklärte sich auch 
mit dessen Zusatz, der Präsident werde bis 
1996 im Amt bleiben, einverstanden. 

Shirinovskij selbst erklärte, er wol- 
le 1996, wenn er 50 ist, Präsident werden. 
Er kann in der Zwischenzeit aus einer star- 
ken Opposition heraus die Bühne des Par- 
laments hervorragend nutzen, um seine 
großrussischen, chauvenistischen Thesen 
bei einer weiteren Zuspitzung der sozialen 
Situation erfolgreich zu verbreiten. 


Das Umfeld von Shirinovskij 
Der Medienrummel um Shirinovskij läßt 
fast ein Bild einer Ein-Mann-Partei entste- 
hen. Doch gibt es auch Leute in der “zwei- 
ten Reihe”. In seinem Schattenkabinett fin- 
den sich Leute mit unterschiedlichster poli- 
tischer Vergangenheit. Premierministersoll 
ein ehemaliges Mitglied der kommunisti- 
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schen Partei werden. Des weiteren befindet 
sich neben einem ehemaligen Direktor ei- 
nes Institutes für Schwerindustrie, einem 
ehemaligen KGB-Agenten und einem ehe- 
maligen Mitarbeiter des Außenministeri- 
ums unter Schewadnadse sogar ein 
Fernsehhypnotiseur in der Führungsriege 
der LDPR. 

Fragt mensch nach der realen Be- 
drohung, die von Shirinovskijs Politik aus- 
geht, so ist es wichtig zu analysieren, wel- 
che Kräfte hinter ihm stehen und welche 
möglichen Bündnispartner es für ihn geben 
könnte. Vielfach wird davon gesprochen, 
daß Shirinovskij ein Mann des KGB sei. 
Einiges in seiner Biographie deutet darauf 
hin. Er absolvierte eine Eliteausbildung, 
darin u.a. vier Sprachen - Englisch, Franzö- 
sisch, Deutsch und Türkisch. Er hat sich 
während seines Studiums mit Problemen 
Transkaukasiens und Zentralasiens beschäf- 
tigtund darüber hinaus Jura studiert. Davor 
war er Offizier in einer transkaukasischen 
Armee-Einheit. Nach seinem Studium ar- 
beitete Shirinovskij laut Angaben des 
Pressesprechers der LDPR ein halbes Jahr 
in der Türkei. 

Bevor Shirinovskij im Januar 1991 
die LDPR mit ganzen 13 Mitgliedern grün- 
dete, war er Mitglied der Sozialdemokrati- 
schen Partei, für die er ein Parteiprogramm 
entwarf. 1991 unterstützte er nicht nur den 
Augustputsch, sondern redete bereits im 
Januar davon, einen Ausnahmezustand 
auszurufen und alle politischen Parteien 
aufzulösen. Im gleichen Jahr nahm seine 
Partei ander von der KP organisierten Kon- 
ferenz fürein “Großes, vereintesund unteil- 
bares Russland” teil. Bei der Präsidialwahl 
1991 erreichte Shirinovskij 7,8% der Stim- 
men. Im Jahr 1993 sandte er 10 Freiwillige, 
um Saddam Hussein im Golfkrieg zu unter- 
stützen. 

Shirinovskijs geopolitische Äuße- 
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rungen, angefangen damit, die alten 
Sowjetrepubliken freiwillig, d.h. ohne 
Blutbad, mittels ökonomischem Druck 
“heimzuholen”, bis hin zur Wahnvorstel- 
lung eines “einzige großen Landes - im 
Süden von Konstantinopel bis Kabul, in 
demalleeine Sprache sprechen” (Shirinovs- 
kij), stehen in einem sehrrealen Interessen- 
verhältnis zu großen Teilen der Armee. 
Besonders den schlecht bezahlten mittleren 
Offiziersgraden versprach er wieder ein 
höheres Ansehen und eine bessere Bezah- 
lung. Stichprobenerfragungen haben erge- 
ben, daß in einigen Garnisonstädten bis zu 
76% der befragten Offizieredie LDPR wähl- 
ten. Sie betonten, daß ihnen Shirinovskijs 
kämpferischer Geist und seine Art, das aus- 
zusprechen, was er denkt, besonders gefal- 
len habe. 

Shirinovskijs Aussage, die Um- 
wandlung militärischer in zivile Produkti- 
on zu stoppen und stattdessen Waffen in 
alle Welt zu exportieren, stehen klar im 
Interesse des Militärisch-Industriellen- 
Komplexes, der von jeher einen sehr hohen 
Anteilander gesamten Industrieproduktion 
hatte. Für die einflußreichen Direktoren 
dieser Betriebe ist ein langsamer, staatlich 
regulierter Übergang zur marktwirtschaft- 
lichen Produktion, so wie ihn Shirinovskij 
vertritt, von enormer Wichtigkeit für die 
Weiterführung der Produktion. 

(Leicht gekürzt) M.M., Moskau 
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Russlands Gegenkultur auf dem Weg 
nach Rechts 


‘Russischer Durchbruch” - Gegenkultur und Neue Rechte 
in Russland 


Moskau, 19. Dezember, nur 19 Tage nach 
der Wahl: Im Haus der Kultur “Maxim 
Gorki” findet eine Veranstaltung ganz be- 
sonderer Art statt. In einer “nonkonformi- 
stischen Aktion” (so der Veranstalter über 
sich selbst) im Rahmen eines “ununterbro- 
chenen Festivals” kommen nationalpatrio- 
tische und Ideologen derneuen Rechten mit 
populären Vertretern der sogenannten 
Gegenkultur zusammen. 

Allein der Name dieses Festivals 
“Russkij Proryv” (Russischer Durchbruch) 
deutet die Stoßrichtung - im Russischen 
bedeutet die Wahl von “russkij” im Gegen- 
satz zu “rossiskij” den (gedanklichen) Aus- 
schluß der übrigen in der russischen 
Föderation vertretenen Nationalitäten (ins 
Deutsche werden beide Begriffe mit “rus- 
sisch” übersetzt). 

Als Veranstalter der Aktion werden 
in der Presseerklärung der Reihe nach die 
Bewegungen der nonkonformistischen 
Künstler “Russischer Durchbruch”, die hi- 
storisch-religiöse Gesellschaft“ Arktogeja” 
(HerausgeberinderZeitschrift‘“Elementy”), 
die Zeitschrift “Elementy”, die Zeitung 
“Savtra”. (ehemalige Zeitung “Den”) ge- 
nannt. Besonders der Name “Elementy” 
sollte alle die aufhorchen lassen, die sich im 
Westen mit der Neuen Rechten beschäfti- 
gen. Die Zeitung isteines dieserneurechten 
international erscheinenden (russisch, 
deutsch, französisch) Theorieblätter. Ne- 
ben dem französischen neurechten Chef- 
ideologen Alain de Benoist gehören u.a. 
Claudio Mutti und Robert Steukers zum 
internationalen Redaktionskomitee. Die 
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Zeitschrift, die den Untertitel Eurasische 
Rundschau trägt, versteht sich als Kampf- 
blatt für eine konservative Revolution. An- 
knüpfend an die antiwestliche Tradition der 
Russophilen im 19. Jahrhundert wird ein 
eigenständiger, genuin russischer (eurasi- 
scher) “dritter” Weg der gesellschaftlichen 
Entwicklung und ein Kampf zwischen 
“atlantischen und eurasischen Mächten” 
beschworen. Es gehe darum, die Vormacht- 
stellung der atlantischen Mächte einzudäm- 
men und dafür eine eurasische Koalition zu 
errichten. In vielen dieser “Weltdeutungs- 
versuche” sind vulgär antikapitalistische, 
antiimperialistische und antizionistisch 
getarnte oder offen antisemitische Positio- 
nenzufinden. Dies erklärt auch die Affinität 
dieser Bewegung zu den national-kommu- 
nistischen und national-bolschewistischen 
Gruppierungen. 

Den vorhin genannten “dritten” 
Weg auch in der “nonkonformistischen” 
Kultur zu finden bzw. zu definieren, war 
erklärtes Ziel der Veranstalter. Worum es 
in Wirklichkeit aber in erster Linie geht, 
wird aus dem folgenden Zitat, ebenfalls aus 
der Presseerklärung, deutlich: “IneinerZeit, 
die den Wahrheitsbegriff und den Begriff 
des absoluten Wertes in Zweifel gezogen 
hat; indieser Periode, inder die Kioskkultur 
inunserem Landeingeführt wurde, verkün- 
digen wir den Nonkonformismus als Le- 
bens- und Schaffensstil”, Es geht also dar- 
um, absolute Wahrheiten und Werte a la 
“B]ementy”, d.h. die Einteilung in Gut und 
Böse wieder neu und ewig zu definieren. 
Wie aber anders als über Glauben ist die 
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möglich? So spielt Irrationalität und Reli- 
gion eine zentrale Rolle in den Publikatio- 
nen der Neuen Rechten. 

Was viele hier in Moskau nach wie 
vor nicht verstehen, ist, daß eine Gruppe 
wie “Groschdanskaja Oboronza” (G.O.) 
(Zivile Verteidigung) an dieser Aktion teil- 
nehmen konnte. Ihr plakativer Gebrauch 
des Anarchiezeichens, vielmehr aber ihre 
antisowjetischen (“Vso idjet po planu” - 
Alles läuftnacht Plan) und antifaschistischen 
(“Obschestvo Pamjat” - Gesellschaft 
Pamjat) Lieder sowie das persönliche 
Schicksal ihres Sängers Jegor Letov, der 
selber Opfer sowjetischer Repression 
(Zwangspsychiatrie) wurde, ließen starke 
Zweifel aufkommen, daß G.O. so einfach 
ohne irgendwelche Provokationen an dem 
“Russischen Durchbruch” teilnehmen wür- 
den. 

Doch das Unfaßbare wurde Wirk- 
lichkeit - friedlich auf dem Podium vereint 
saßen während der Pressekonferenz unter 
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anderem Prochanow (Chefredakteur 
“Den”), Dugin (Chefredakteur“Elementy”), 
Neumoew (Sänger der Rockgruppe “In- 
strukzija po wischiwanju - Instruktion zum 
Überleben -erklärter Antisemit) sowie Jegor 
Letov. 

Auf die Frage, warum er, Letov, an 
dieser Veranstaltung teilnehme, entgegnet 
dieser, er wäre noch nie Demokrat gewe- 
sen, heute seier linksradikaler Kommunist. 
Sein Lieblingspolitiker sei Anpilow, 
Nationalkommunist, einer der führenden 
Verteidiger des Weißen Hauses, der zur 
Zeit deswegen im Gefängnis sitzt. Letov 
äußerte sich erfreut darüber, daß alle 
“Unsrigen”, d.h. Kommunisten und 
Nationalisten in dieser Veranstaltung zu- 
sammenkamen. Die verzweifelte Frage ei- 
nes offensichtlichen Fans - “Jegor, was 
willst du eigentlich, was ist geschehen? Du 
warst doch immer du selbst und gegen 
alle!” - beantwortete dieser: “Hör meine 
Lieder an, in ihnen ist alles enthalten. Ich 
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habe mich nicht geändert, ich verteidige 
meine Werte”, 

Zum eigentlichen Konzert kam es 
dann doch nicht mehr. Die Halle des 
Kulturhauses war viel zu klein, um den 
Hunderten von aggressiven und zumeist 
auch betrunkenen Punks Platz zu bieten, 
die einzig und allein gekommen waren, um 
“Groschdanskaja Oborona” zu sehen. Der 
Abend endete in einer mehrstündigen 
Straßenschlacht zwischen enttäuschten Fans 
und OMON, die Tränengas einsetzte und 


scharf in die Luft schoß. Es wurde über 60 
Personen verhaftetund 10 verletzt, darunter 
5 Polizisten. Bleibt am Schluß neben der 
treffenden Titelzeile der Tageszeitung 
“Sevodnja” - ““Zivile Verteidigung’ rettet 
nicht vor OMON” - nur noch hinzuzufü- 
gen, daßeskeineernsthaften Versuche gab, 
das Konzert zu verhindern oder wenigstens 
einen öffentlichen Boykott zu initiieren. 
M.M. 
(Aus “Direkte Aktion, Januar/Februar) 


Grade des Verrats 
Wird es nun endlich Zeit, den berühmte Strich zu ziehen? 


Kein Zweifel, bundesdeutsche Gerichte 
machensich derzeit vielander Bewältigung 
der DDR-Geschichte zu schaffen. Aber 
selbst beamtete Bürgerrechtler(?!), die sich 
immer die “rechtsstaatliche Bewältigung” 
gewünscht hatten, sind nicht so recht zu- 
frieden. Die Prozesse gegen Schalck- 
Golodkowski und andere Größen des SED- 
Regimes schleppen sich dahin und werden 
oftaus Mangelan Beweisen oder wegender 
Hinfälligkeit der Angeklagten eingestellt. 
Und wenn es mal zur Verurteilung kommt, 
geschieht dies nur in nebensächlichen oder 
geradezu tragikomischen Punkten wie im 
Fall Mielke, oder den Angeklagten gelingt 
es trotz der Verurteilung sich als wahrer 
moralischer Sieger, als Opfer einer 
Besatzerjustiz darzustellen, wie im Fall 
Markus Wolf, Hinzu kommen die kuriose- 
sten Verfahren mit den merkwürdigsten 
Ergebnissen: das “Neue Deutschland” darf 
Herrn Gauck - ganz den Fakten entspre- 
chend - nicht mehr als Inoffiziellen Mitar- 
beiter der Staatssicherheit bezeichnen,aber 
zum Ausgleich darf Bärbel Bohleydasauch 
nicht mehr mit Gysi tun. Mit Wahrheits- 
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findung haben rechtsstaatliche Verfahren 
auch nach eigenem Eingeständnis der bun- 
desdeutschen Rechtslehrer ohnehin nicht 
viel zu tun. 

Richtig bitterböse werden Richter 
nur, wenn es um Verrat an der Bundesrepu- 
blik Deutschland geht. Wie Falin in seinen 
Memoiren berichtet, wurde seinerzeit zwi- 
schen Gorbatschow und Kohl keine 
Schonklausel für derartige Fälle vereinbart 
und so kann man denn mit ehemaligen 
Auslandsspionen der DDR umgehen, wie 
zu Zeiten des heißesten Kalten Krieges. Die 
Argumentation, daß nach der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten die gegensei- 
tige Spionage entweder einer Amnestie 
unterliegen müßte oder aber beide Teile 
bestraft werden müßten, zieht nicht. Die 
Justiz demonstriert, wer von den deutschen 
Staaten der SiegerderGeschichteist. Bleibt 
nur die Hoffnung, daßgelegentlich auch 
mal ein Ungerechter in diese Mühlen gerät. 
So standen eine Zeitlang die Chancen gar 
nicht schlecht, daß ein wirklich bösartiger 
Verräter der Ostberliner Oppositionsszene, 
Sinico Schönfelder (IMB Rudolph Ritter) 
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doch noch vor dem Kadi landet. Nicht we- 
gen seiner zahlreichen Denunziationen von 
Ostberliner Oppositionellen, sondern weil 
er nach seiner Flucht aus der DDR 
merkwürdigerweise aus der Schweiz sei- 
nem Führungsoffizier mitteilte, er gedenke 
die Zusammenarbeit mit der Staatssicher- 
heit jetzt fortzusetzen. Dieser seiner IM- 
Akte angefügte Brief erwies sich aber dann 
für die bundesdeutschen Behörden als juri- 
stisch nicht relevant, weil nicht zu belegen 
war, daß es tatsächlich zu der in Aussicht 
genommenen Weiterarbeit gekommen war. 
Kein Zweifel, Sinico war ein Schwein 
gigantischen Ausmaßes, aber der Triumph, 
den wirempfunden hätten, wäre auch ziem- 
lich schal gewesen, denn das Kriterium der 
Bösartigkeit eines Täters kann doch wohl 
nicht ernsthaft der Schaden sein, den er 
seinerzeit der Bundesrepublik Deutschland 
zufügte. 

Es ist also an der Zeit, daß wir für 
den Umgang mit Konfidenten des alten 
Regimes ein paar eigene Maßstäbe finden, 
statt uns beispielsweise den Werturteilen 
der jeweiligen verkaufsfördernden Kampa- 
gnen der bundesdeutschen Presse zu unter- 
werfen. Beim beliebten Outen von Inoffizi- 
ellen Mitarbeitern wird gern übersehen, 
daß der Führungsoffizier, der die Aufträge 
erteilte, ja mindestens in gleichem Maße 
die Schuld trägt; dessen Name taucht aber 
ganz selten auf. Ganz zu schweigen von 
den Vorgesetztenbis hin zu den Stasigenerä- 
len und von der Tatsache, daß die 
Bezirkszentralen der Staatssicherheit den 
jeweiligen Bezirksparteileitungen unterstellt 
waren und diese offenbar in noch höherem 
Grad verantwortlich sind. Den eigenen 
Aussagen der Herren zuzuhören, wer denn 
für war verantwortlich gewesen wäre, führt 
allerdings rasch ins Absurde. Auf der Hand 
liegt es auch, daß Inoffizieller Mitarbeiter 
nicht mit Inoffiziellem Mitarbeiter zu ver- 
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gleichen ist. Zunächst einmal gab es die 
verschiedenen Abstufungen vom Gesell- 
schaftlichen Mitarbeiter (GM) bis zum In- 
offiziellen Mitarbeiter mit Feindberührung 
(IMB),mitdemschondas Sicherheitsorgan 
differenzierte, in welchem Grade solche 
Leute ernst zu nehmen waren. 
AberauchdasLesen von Akten von 
Inoffiziellen Mitarbeitern belehrt darüber, 
daßesgravierende Unterschiede gab. Inder 
Umwelt-Bibliothek arbeitete beispielswei- 
se eine Zeitlang ein gewisser Christian 
Siegert mit, der IMS “Gunther Lange” der 
Schweriner Bezirksverwaltung der Stasi 
(BV Schwerin 201063-4-0272-7). Im Alter 
von 16 Jahren wurde er 1983 an der Schule 
geworben und bespitzelte zunächst auch 
mit großem Eifer seine nähere und fernere 
Umgebung, seine Mitschüler, die evangeli- 
sche undkatholische Jungen Gemeinde und 
die damit in Zusammenhang stehenden 
kirchlichen Amtsträger. Die Staatssicherheit 
hielt Abenteuerlust für sein Motiv. Aber 
nach einem Jahr kamen S. Bedenken. In 
immer stärkerem Maße mußie der Füh- 
rungsoffizier Druck ausüben. S. wird gele- 
gentlich gegen seinen Willen zum Treff 
abgeholt und bedroht. Schließlich kommt 
der junge Mann sogar auf die Idee, Bau- 
soldat zu werden, was für die Abteilung XX 
der BV Schwerin nach anfänglichem Ent- 
setzen ein Grund mehr ist, sich an den 
aussichtsreichen Spitzel zuklammern. An- 
dererseits quittiert S. dennoch im Sommer 
1985 300 Mark für einen Tramp-Reise mit 
einem Freund nach Ungarn, um diesen zu 
bespitzeln. 1986 rebelliertS.erstmals ernst- 
haft. Er versucht, wie der Führungsoffizier 
in einem Aktenvermerk vom 5.5.86 meint, 
sich dem MfS zu entziehen, indem er auf 
seiner Arbeitsstellekündigt undnach Dres- 
den umzieht. Der Führungsoffizier wirft S. 
Illoyalitätund Dekonspiration vor. Das führt 
merkwürdigerweise nicht dazu, daß, wie 
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üblich in diesen Fällen, die Zusammenar- 
beit abgebrochen wird. S. scheint das beste 
Pferd im Stall der BV Schwerin zu sein und 
sie wollen ihn ungern verlieren. Vielmehr 
wird “dem IMS in aller Klarheit mitgeteilt, 
daß sein Versuch, nach Dresden zu gehen, 
ihn nicht davon ‘befreit’, weiter mit dem 
MfS inoffiziell zusammenzuarbeiten.” 

Es heißt dann weiter in klagendem 
Ton: 
“Der IM ist ein Problem-IM, was sich u.a. 
darin ausdrückt, daß er 
- macht, was er will/ für richtig hält 
-sichnichtanerteilte Instruktionen/VLhält 
- uns wiederholt selbst operativ relevante 
Aktionen entwickelte und diesbezüglich 
wiederholt diszipliniert werden mußte.” 

S. versucht sich in Ostberlin vor der 
Stasi zu verstecken und zieht in ein besetz- 
tes Haus in der Lychener Straße im 
Prenzlauer Berg ein. Sein Fehler ist, daß er 
sich polizeilich anmeldet. Er wird vom 


Mengen bekommen. 
Bitte fordert die Materialliste an! 


Zeitungen, Broschüren, Bücher, 
Flugblätter, Aufkleber, Aufnäher, 
Buttons, Sterne, etc. etc 

Und vieles mehr. 


telegraph 2/93 


-&5 UMWELTZENTRUM 


Der Versandinfoladen 


Für alle, die unabhängig politisch aktiv sein wollen, oder sich informieren wollen, machen 
wir unseren Versandinfoladen.Hier könnt Ihr Infomaterial in kleineren und größeren 


Rabatt bis zu 50% für Infoläden und Büchertischgruppen möglich. Vorkasse erforderlich. 
Fordert die Materiolliste an: UMWELTZENTRUM, Scharnhorststr. 57, 48151 Münster, 0251/521112 


Wehrkreiskommando gesucht und schließ- 
lich gefunden; im Hinterzimmer wartet be- 
reits sein Führungsoffizier auf ihn. Womit 
auch immer gedroht worden sein mag, S. 
erklärt sich laut IM-Akte schließlich 
“uneingeschränkt bereit”, während seiner 
Armeezeit weiterhin mit dem MfS zusam- 
menzuarbeiten. Da der IM “ein Problem- 
IM” ist, soll er nicht von der für die Armee 
zuständigen Hauptabteilung IdesMfS über- 
nommen werden, sondern die Treffs sollen 
während seiner Armeeurlaube in Schwerin 
durchgeführt werden. 

Während der Armeezeit versuchte 
S. sich wiederholt Treffen mit seinem 
Führungsoffizier zu entziehen, packt aber, 
wenn er gestellt wird, wieder fleißig aus. Er 
versucht bisweilen so etwas wie eine posi- 
tive Funktion seiner Spitzelarbeit zu ent- 
wickeln, indem er verhaßte Vorgesetzte 
denunziert, andererseits aber verräter auch 
ausgiebig Interna, z.T. strafwürdigen Cha- 
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rakters, über Kameraden, beispielsweise 
woeinKamerad im WaldseineZivilklamot- 
ten versteckt hält. Schließlich scheint er 
sich in sein Los zu fügen und entzieht sich 
nicht länger den Treffen. Er berichtet aller- 
dings, als er ab Januar 1988 zu seiner Be- 
kanntschaft mit Leuten von der Umwelt- 
Bibliothek Berlin befragt wird, zunächst 
darüber nur möglichst wenig darüber. Al- 
lerdings macht S. später auch weitläufigere 
Angaben über die UB-Leute. 

In einer Information vom 2.2. 1988 
wird von der BV Schwerin eingeschätzt: 
“Die Motive für die inoffizielleZusammen- 
arbeit liegen begründet in seinen materiel- 
len Interessen und des Sicherhoffens von 
persönlichen Vorteilen wie beispielsweise 
während seines Bausoldatendienstes mehr 
Urlaub als gewöhnlich zu erhalten.” 

Nach dem Ende seiner Armeezeit 
lehnt S. bei einer Aussprache mit dem MfS 
die weitere Zusammenarbeit ab. Erbegrün- 
det dies mit den Maßnahmen des MfS ge- 
gen die Umwelt-Bibliothek im November 
1987 und seinen Erfahrungen während der 
Bausoldatenzeit, die seine restlichen Illu- 
sionen über den Sozialismus zerstört hät- 
ten. Außerdem habe er mitbekommen, daß 
die Staatssicherheit in Berlin wesentlich 
“sensibler” agierealsin Schwerin, sodaß er 
befürchte, daß Informationen, die er an die 
Schweriner BV gebe, in BerlinLeuten scha- 
den könne. Dennoch wird seine IM-Akte 
nicht beendet. 

Im Folgenden finden sich in der 
Personalakte Notizen über verschiedene 
Festnahmen am Rande von Demonstratio- 
nen. Ein abgehefteter Vernehmungsbericht 
in der Folge einer Festnahme bei der Ost- 
berliner IWF-Demonstration zeigt, daß S. 
sich nicht ungeschickt bemüht, keine rele- 
vanten Aussagen mehr zu machen. 

Nicht aus der IM-Akte, sondern aus 
einer Opferakte, der ZMA 10049/3, S. 94, 
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ist ersichtlich, warum die Stasi schließlich 
doch S. aus ihren Krallen ließ. In den 
“Umweltblättern” der Umwelt-Bibliothek 
Berlin war ein Artikel erschienen, in dem 
sehr detailliert geschildert wurde, auf wel- 
che Weise die Sektion Chemie der 
Humboldt-Universität chemische Abfälle 
im Ausguß und anderen unüblichen Orten 
“endlagerte”. Bei ihren Recherchen ermit- 
telte die Stasi, daß der Artikel nur von S. 
geschrieben sein könnte, der zu dieser Zeit 
in der Humboldt-Universität als Laborant 
arbeitete. Die Berliner Stasis schauten in 
ihren Unterlagen nach und stießen darauf, 
daß S. ein IMS der BV Schwerin sei. Sie 
fragten in Schwerin nach, was es denn für 
eine Bewandnis mit diesem IM habe. Nun 
endlich schlägt am 13.6.89 schlägt die Abt. 
XX der BV Schwerin vor, den IM-Vorgang 
zu archivieren und zu sperren. S. habe eine 
verfestigte negative Einstellung und von 
ihm sei nicht Effektives mehr zu erwarten. 
Im Abschlußbericht vom 15.6.89 heißt es, 
der IMS lehnt eine weitere inoffizielle Zu- 
sammenarbeit ab. Er habe ein ungenügen- 
des Vertrauensverhältnis zum MfS liefere 
unvollständige Informationenundentwickle 
teilweise selbst operativ relevantes Verhal- 
ten. Außerdem habe er ein ablehnendes 
Verhältnis zur DDR und zum MfS. 

Was sollman zu einem solchen Fall 
sagen? Ohne Zweifel hat sich S. zögerlich 
aber aus eigenen Kräften aus den Händen 
der Staatssicherheit befreit. Aber erhat den 
von ihm Bespitzelten kein Geständnis ge- 
macht, auch uns von der Umwelt-Biblio- 
thek erst, nachdem wir die Tatsachen aus 
den Stasi-Akten erfahren und seinen IM- 
Vorgang angefordert hatten. Ich kann mich 
mit Siegert nach wie vor nicht unterhalten, 
ich möchte ihm nicht die Hand reichen. 
Aber eigentlich hat er nur im Alter von 16 
Jahreneinenentscheidenden Fehler gemacht 
und ist im Übrigen kein sehr energischer 
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Mensch. Das muß verzeihlich sein. Ich 
denke, daß er seine Würde wiedergefunden 
hat und durchaus keine Verachtung ver- 
dient. 

Ahnlich geht es mir mit anderen 
Inoffiziellen Mitarbeitern in meinem Be- 
kanntenkreis, deren Biographie ich kenne 
und denen ich auch die Hand reiche. Einer 
ist zuerst dadurch mit uns bekannt gewor- 
den, daß er im Jahre 1990, als dafür noch 
keineunmittelbare Notwendigkeit bestand, 
im “telegraph” ein mündliches Geständnis 
veröffentlichte. 

Damit will ich nicht von den bösar- 
tigen Fällen ablenken, von Ibrahim Böhme, 
Wolfgang Schnur, Manftred Rinke ("Ki- 
ste") und anderen. Mit solchen Leuten wird 
auch nach sehr langer Zeit kein Gespräch 
möglich sein und zum großen Teil wollen 
sie das auch gar nicht. Der Grad ihrer Ver- 
rats wird es niemandem, der ernsthaft Wert 
auf menschliche Loyalität legt, jemals wie- 
der ermöglichen, zu ihnen Vertrauen zu 
fassen. 

Aber was kann für uns nun der 
Maßstab des Verrats sein? Hartnäckige 
Stasi-Leute werden sich mit ihrer Treue 
zum DDR-Staat und zu der Art von Sozia- 
lismus entschuldigen, den sie meinen. Und 
in diesem Sinne haben sie sich in der Tat 
loyalerwiesenundübenteilweiseeine Treue, 


die man bei einer besseren Sache als rüh- 
rend empfinden könnte. Es könnte sein, 
daß sie damit auf eine verrückte Weise 
recht haben. Sie messen sich an einer Art 
von Gesellschaft, die sie verloren haben 
oder sogar hoffen, wiedergewinnen zu kön- 
nen. Und ich denke, auch für uns muß der 
Maßstab sein, welche Verhaltensweisen 
wir von uns und anderen in einer von uns 
gewünschten gerechten und freien Gesell- 
schaft der Zukunfterwarten. Wie es Kantso 
wunderlich formulierte: Handle so, daß die 
Maxime deines Tuns Teile eines allgemei- 
nen Gesetzes sein können. 

Deshalb wird es möglich und nötig 
sein, auch Leuten zu verzeihen und neues 
Vertrauen zu geben, dieunsfrüher bespitzelt 
haben. Verrat an Freunden ist eines der 
schlimmsten Vergehen ineiner Gesellschaft 
von Freien und Gleichen, Verrat an der 
Grundlage dieser Gesellschaft. Aber Fehler 
macht jeder und manche sind gar nicht zu 
vermeiden. Entscheidend ist die Einsicht 
und der Wille zum Anderssein. Das kann 
aber nicht, wie es der Herr Pastor 
Schorlemmerindiesen Tagenfordert, durch 
Schließung der Akten und großmütige 
Voraberklärungen geschehen, sondern erst 
nach voller Kenntnis der Fakten und nach 
Abwägen des Grades des Verrats an Freun- 


den und Mitmenschen. 
W. Rüddenklau 


Meldungen 


Bombe explodierte in Wittenberg 
Neonazis der Deutschen Lige wollten 
PDS-Chef Biski in die Luft jagen. 


Am 05.02.1994 explodierte in der Woh- 
nung des Wittenberger Kreisvorsitzenden 
der Deutschen Liga für Volk und Heimat 
(DL), Andreas Mattheus, Lutherstr. 16, eine 
Bombe. Hierbei handelte essich jedoch um 
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eine Panne. Der von Matheus und den Mit- 
komplizen Marko Strebe hergestellte 
Sprengsatz war eigentlich für einen geplan- 
ten Anschlag auf eine Wahlkampfveran- 
staltung der PDS im Hans-Heinrich-Franck- 
Club gedacht. Der Sprengsalz sollte per 
Fernzündung zur Explosion gebracht wer- 


den. 
Nach Einschätzung der Polizei wäre 
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Daß du dich wehren mußt, 
wenn du nicht untergehen willst, 
das wirst du doch einsehen. 


Unsere türkischen & kurdischen 
Freunde, unsere kurdische Freun- 
din sind im Knast. Ihnen wird vor- 
geworfen, sie hätten einen Fa- 
schisten getötet. Wir wissen nur, 
sie haben sich gegen die Kälte & 
gegen die gewehrt, die ihnen das 
Recht absprechen wollen, in die- 


sem Land zu leben. 


Wir brauchen Geld für ihre Unterstülzung. 


Spendet an: R. Stüker; Stichwort: “Antifa” 
KtoNr: 240 297 679; Sparkasse Berlin; BLZ: 100 500 00 


Infos: Freundinnen und UnterstützerInnen, 
c/o Kreuzbüro, Großbeerenstr. 89, 10963 Berlin 


dies jedoch nie möglich gewesen. Der aus 
verschiedenen einzeln in der Apotheke er- 
hältlichen Stoffen zusammengebastelte 
Sprengsatz war nochnnicht so weit fertigge- 
stellt, daß er hätte ferngezündet werden 
können. 

Als der Sprengsatz explodierte wa- 
ren außer Mattheus und Strebe noch die die 
DL-Anhänger Klaus-Dieter Richter und 
Marco Burdugat anwesend. Letzterer erlitt 
Verletzungen im Gesicht und am rechten 
Bein. Alle Anwesenden waren stark 
alkoholisiert, wozu etwa 17 Flaschen Bier 
und eine Flasche Apfelkorn beigetragen 
haben sollen. Die Explosion ist warschein- 
lich auf Grund von Fahrlässigkeit verur- 
sacht worden, 

Mattheus soll “diffuses”, “zusam- 
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menhangloses Zeug” geredet haben. So 
hätte er nach seiner Verhaftung erklärt: “er 
würde alle in die Luft sprengen, die poli- 
tisch links von ihm stehen.” Nach Informa- 
tionenaus gutinformiertenKreisen solltein 
diesem Fall das spezielle Ziel der PDS- 
Chef Biski sein, der auf der Wahlkampfver- 
anstaltung anwesend sein sollte. 

Matteus und seine 20 DLer aus 
Wittenberg haben gute Kontakte zu ande- 
renfaschistischen Organisationen. Wie zum 
Beispiel zurDirekten Aktion/Mitteldeutsch- 
land. So beschwerten sie sich jüngst in 
deren Intern-Zeitung “In Aktion” Juli 1993 
über ihren Ärger mit den Wittenberger 
Antifas, der Stadt und speziell darüber, daß 
ihr nationalgesonnener Chef Andreas 
Mattheus auf Grund seiner Gesinnung sei- 
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ne Umschulungsmaßnahme gekündigt be- 
kam (siehe telegraph Nr.01/94). 

Diese “Provinzposse” könnte zwar 
zum Schmunzeln und zur leichten Scha- 
denfreude Anlaß geben, allerdings sollte 
man den Vorfall eher als Warnsignal be- 
trachten. Barni Geröllheimer 


Neuste Informationen über die 
inhaftierten Antifaschisten in Berlin 


Am 13./14. November 1993 wurde Erkan, 
einer der fünf türkisch/kurdischen antifa- 
schistischen Gefangenen, unter immernoch 
ungeklärten Umständen inhaftiert. Sofort 
nach seiner Inhaftierung in der Jugendhaft- 
anstalt Plötzensee wurde er unter Zeugen- 
schutz gestellt, d.h. seine Identität wurde 
den Anwältender anderen Inhaftiertennicht 
preisgegeben. Er wurde wiederholt verhört, 
wobei er sich und andere schwer belastet 


Wir bieten an: 
Vollständige Reprintausgabe der 


hat. 

Die Haftbefehle gegen Fatma, 
Abidin, Mehmet, Bahrettin sowie gegen 
fünf weitere Gesuchte basieren hauptsäch- 
lich auf der Aussage Erkans. Sie werden 
des gemeinschaftlichen Mordes bzw. Bei- 
hilfe an dem Faschisten G. Kaindl, sowie 
des Mordversuches und Körperverletzung 
beschuldigt. 

Die ersten zwei Wochen bekam 
Erkan keinen Anwalt zu Gesicht. Erstnach 
zwei Wochen wurde den Anwälten sein 
Name im Zusammenhang mit der Zeugen- 
aussage mitgeteilt. Er wurde also zwei 
Wochen lang vom Staatsschutz und Justiz 
regelrecht unter Verschluß gehalten. 

Bekannte von Erkan erzählten, daß 
er sich schon vor seiner Inhaftierung in 
psychiatrische Behandlung begeben hatte. 
In diesem Zustand geriet er in die Mühlen 
der Vernehmungsbeamten - und in diesem 
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Zustand entstanden die Aussagen, die die 
folgende Repressionswelle auslösten. Was 
bei den Verhören abgelaufen ist, wie die 
Aussagen und mit welchen Methoden zu- 
stande kamen, kann bis heute nicht gesagt 
werden, es gibt Anzeichen dafür, daß er in 
der Haftanstalt geschlagen und unter Druck 
gesetzt wurde. 

Nachdem Erkan mehrmals in der 
Zelle “durchgedreht” ist und sich dabei 
verletzte, wurde er im Dezember in die 
Psychologisch-Neurotische Abteilung der 
JVA Tegel verlegt. Zwischen Weihnachten 
und Neujahr hat er versucht, sich umzu- 
bringen. Er steht unter starkem Einfluß von 
Psychopharmaka, ist apathisch und kaum 
anzusprechen. Erkan muß unbedingt aus 
dieser Art von “Behandlung” freikommen. 
Es müssen die Umstände lückenlos aufge- 
klärt werden, unter denen Erkans Aussagen 
zustande kamen. 

Die Repressionen in Berlin im Zu- 
sammenhang mit den Ermittlungen im Fall 
Kaindl halten weiter an. 

Im Anschluß an eine antifaschisti- 
sche Demonstration wurde ein Teilnehmer 
gezielt von Polizisten herausgegriffen und 
mit gezogener Waffe geschlagen. 

Mysteriösbis lächerlich wirkte dann 
der Versuch, den Wirt der bekannten Ber- 
lin-Kreuzberger Absturz-Kneipe“ Pink Pan- 
ther” in Kreuzberg zu einem Verhör mitzu- 
nehmen. Das verhinderte die anwesende 
Punk-Kundschaft. Daraufhin wurde dann, 
wie es in der guten alten DDR Brauch war, 
der “Pink Panther” am 6. Januar von ca. 
150 Polizisten durchsucht und unter Vor- 
wand von Steuerschulden “bis auf Weite- 
res” geschlossen. 

Am 17. Januar wurde der Infoladen 
“Nachladen” durchsucht. Begründet wur- 
de das mit der “Suche nach Materialien zur 
Ergreifung eines Gesuchten imFallKaindl”. 

Nach einer Vorladung zur Zeugen- 
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vernehmung wurde der 60jährige Türke 
Mahmut in Abschiebehaft gesteckt. 

Wer den Inhaftierten Post schicken 
will oder interessiert ist an weiteren Infor- 
mationen, entnehme bitte die Adressen der 
letzten Nummer des “telegraphs”. 


Großzügige Zuwendungen 
für die Kirchen 

(Nach epd): Auf Antrag der PDS soll sich 
der Sächsische Landtag demnächst mit der 
umstrittenen Praxis beschäftigen, bei Be- 
rechnung des Arbeitslosengeldes auch bei 
NichtchristendiesogenannteKirchensteuer- 
pauschale zu berücksichtigen. Der sächsi- 
sche Wirtschaftsminister ließ bereits mit- 
teilen, daßbei Berechnung des Arbeitslosen- 
geldes die “gewöhnlich” anfallenden ge- 
setzlichen Abzüge berücksichtigt werden 
müßten. Die Kirchensteuer sei die Regel, 
also gewöhnlich. Im übrigen sei es nötig, 
sich an die rechtlichen Verhältnisse des 
Westens anzugleichen. 

Vorsorglich wies der evangelische 
Beauftragte beim Land Sachsen, Jürgen 
Bergmann, darauf hin, daß keine Kirche 
etwas von der Kirchensteuerpauschale er- 
halte, diebei der Berechnung des Arbeitslo- 
sengeldes einbehalten werde. Nichtsdesto- 
weniger scheint es den Kirchen aber nicht 
schlecht zu gehen. Mit einer erheblichen 
Steigerung ihrer Bilanzsummen haben die 
Kirchenbanken in Ostdeutschland das Ge- 
schäftsjahr 1993 abgeschlossen: Die Bank 
für Kirche und Diakonie mit Sitz in Duis- 
burg und Zweigstellen in Berlin und 
Magdeburg schließt miteiner Bilanzsumme 
von 2,9 Millionen Mark ab. Die Erhöhung 
um 7,7 Prozent gehe, hieß es, vor allem auf 
den Ausbau der Bankgeschäfte in den neu- 
en Bundesländern zurück. Träger des 
Wachstums seienaußerdem die Kundenein- 
lagen, dieum 7,8% auf 2,8 Milliarden Mark 
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angewachsen seien. Die Landeskirchliche 
Kreditgenossenschaft Sachsen wuchs gar 
um 33,8%, die Summe erhöhte sich von 
450 Millionen auf 602 Millionen. Auch 
hier habe es, heißt es, an den erhöhten 
Kundeneinlagen gelegen, die von 147 Mil- 
. lionen Mark aufknapp580 Millionen Mark 
wuchsen. Ähnlich postive Berichte über 
ihre Geschäftsentwicklung in Ostdeutsch- 
land gaben die Schweriner Geschäftsstelle 
der Spar- und Kreditbank der evangeli- 
schen Kirche in Bayern und die Evangeli- 
sche Darlehensgenossenschaft ab. 

Dies kommt natürlich nicht von 
ungefähr und es kommt sicher nicht von 
dennormalen ostdeutschen Lohn-, Arbeits- 
losen-und Sozialhilfeempfängern, dieetwa 
aus besonderem Vertrauen zu den Kirchen- 
banken dort ihre Groschen einzahlen könn- 
ten. Zu den neuen Kunden der Kirchen- 
banken zählen unter anderem mehrere 
Landeskirchen und sicher auch eine große 
Anzahl kirchliche Amtsträger, die mittler- 
weile weit besser gefüttert werden als frü- 
her. Mit den neuen Staatsverträgen zwi- 
schen Kirchen und Ländern, wie zwei be- 
reits von den Synoden der Evangelischen 
Kirche inSachsen-Anhaltund Ende Januar 
von der Evangelisch- Lutherischen Kirche 
in Mecklenburg angenommen wurden, 
wachsen den staatlich anerkannten und 
gebilligten Religionsgemeinschaften be- 
trächtliche Summen zu. Die Mecklenburger 
Kirche bekommt zusammen mit der 
pommerschen vom Staat jährlich 13 Mil- 
lionen Mark zur Unterstützung ihrer Ar- 
beit. Außerdem sollendiealten Patronatsver- 
pflichtungen des Staates für etwa 500 Kir- 
chen in Mecklenburg durch einen jährli- 
chen Baukostenzuschuß von sieben Millio- 
nen Mark abgelöst werden. Alle anderwei- 
tigen Ansprüche der Kirchen gegenüber 
dem Land wie alte Holzrechte, Unterstüt- 
zung von Predigerwitwen, Umzugsent- 
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scheidung und allgemeine Bauzuschüsse 
werden, den Bestimmungen zufolge, durch 
eine einmalige Zahlung in Höhe 13 Millio- 
nen Mark abgelöst. 

Dennoch gibt es auch innerhalb der 
Kirchen Kritik an diesen Zuwendungen. 
Auf der Mecklenburger Synode erklärten 
sich immerhin drei der 46 anwesenden 
Synodalen gegen das Vertragswerk, drei 
enthielten sich der Stimme. Der Synodale 
Martin Scriba (Schwerin) sagte, diese Mit- 
tel verhindertenkirchliche Strukturverände- 
rungen, die durch die geringe Kirchenmit- 
gliederzahl notwendig seien. Gegen den 
Einzug der Kirchensteuer durch die staatli- 
chen Finanzämter protestierte garderschon 
zu DDR-Zeiten als notorischer Meckerer 
bekannte Erfurter Probst Heino Falcke auf 
einer Konferenz evangelischer Jugendmitar- 
beiter Sachsen-Anhalts. 

Die Kirche, so Falcke weiter, lebe 
derzeit in einem “goldenen Käfig”. Sie dür- 
fe Aufgaben nicht an andere delegieren, 
sondernmüsse auf Bedürftige zugehen. Auf 
der Mecklenburger Synode wurde die im 
Staatsvertrag gebrauchte Formulierung 
“geistlicher Auftrag” kritisiert. Die Kirche 
dürfe sich nicht auf ihre geistlichen Aufga- 
ben beschränken lassen, wie das zu DDR- 
Zeiten immer wieder gefordert wurde, be- 
tonte derSynodale Martin Tuske (Teterow). 
Auch in einer freiheitlich-demokratischen 
Gesellschaft habe die Kirche den politi- 
schen Auftrag, für die “Sprach- und 
Stimmlosen” zu sprechen, fügte der 
Jugenddelegierte Stefan Döbler (Rostock) 
hinzu. 

Diese Stimmen sind natürlich nur 
vereinzelt. Die große Mehrheit der kirchli- 
chen Amtsträger und Synodalen verhält 
sich durchaus zustimmend zu der neuen 
staatserhaltenden Rolle, die den ost- 
deutschen Kirchen, beispielsweise mit der 
Verrichtung der Militärseelsorge, zuwächst, 
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Geschlechterfrage 

56 Seiten 


Noch erhältlich: BAHAMAS 11 - Kapilalistische Krise - militärische Intervention, Somalia, 
Jugoslawien, Debatte um Christoph Türckes Rassismus Restexemplare BAHAMAS 10 


Einzelpreis DM 6 (nur Vorauskasse/Bniefmarken). 
Abonnement per Überweisung DM 18 für jeweils drei Nummern im voraus oder am besten 
Einzugsermächligung: 


Hierma ermächtige ch S RoschVK. Dreyer ja DM 1W/dıeı Bahamas von meınem Konto ım voraus abzubuchen 


Kontoinhaberin Kontonummer. 
Bank, BLZ. 


Büro K, Karolinenstr. 21/Hs. 2, 20357 Hamburg ‚ Tel. 040-438846. 


Konto: S.Roisch/K.Dreyer, HaSpa, BLZ 200 505 50, Kto. 1228/122 386. 


Repräsentativerbezüglichder Staatszuwen- 
dungen dürfte denn auch die Stimme des 
Schweriner Oberkirchenrats Andreas Flade 


Jahren zu umge- 
hen. 


Eine Krähe 
hackt der 
anderen 
kein Auge aus 
Auf die Gefahr, 
daß sie unterge- 
gangen ist, wie- 
derholen wireine 
Meldung ausden' 
Tageszeitungen: 
Vor dem Unter- 
suchungsaus- 
schuß des Bun- 
destages führte 
der SED-Devi- 
senbeschaffer 
Schalck-Golod- 
kowski aus, der 
sogenannte 
Strauß-Kredit, 
einimJahre 1982 
von der Bundes- 
regierung be- 
reitgestellterMil- 
liardenkredit ha- 
be die DDR- 
Wirtschaft 
vorübergend sta- 
bilisiert. Die 
Bundesregierung 
habe kein Inter- 
esse daran ge- 
habt, daßesinder 


DDR zu “unabsehbaren Entwicklungen” 
komme. Deshalb habe man die DDR auch 
nicht pleite gehen lassen wollen. Bereits 


sein, der erklärte, daß die für die” Ende 1990 hatte Schalck-Golodkowski in 


mecklenburgische Kirche vorgesehenen 
Staatsleistung nicht ausreichten, “schmerz- 
liche Sparmaßnahmen” indenkommenden 
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der ARD-Sendung “Brennpunkt” zugege- 
ben, daß die DDR vor Vergabe des Strauß- 
Kredites vor der Notwendigkeit gestanden 
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hätte, ihre Zahlungen einzustellen. Die 
Transaktion, sagte Schalck jetzt, hätte den 
“Kreditboykott” des westlichen Auslands 
beendet, sprich: das Mißtrauen in ihre 
Zahlungsfähigkeit beseitigt. Wie mittler- 
weile bekannt ist, konnte die DDR in den 
darauf folgenden Jahren durch geschickte 
Verschiebung dieses Betrages von Bank zu 
Bank überleben. Einneuer Milliardenkredit 
an Erich Honecker war von der Bundesre- 
gierung für Ende 1989 in Aussicht genom- 
men worden und hätte die Existenz der 
Partei- und Staatsführung der DDR ver- 
mutlich um weitere Jahre verlängert, wenn 
es nicht zu bekannten Oktoberereignissen 
gekommen wäre. 


Grüne Liga Mecklenburg 

gegen Transrapid 
(epd) Gegendie geplante Transrapid-Strek- 
ke zwischen Hamburg und Berlin hat die 
Grüne Liga Mecklenburg-Vorpommerns 
protestiert. Die Strecke sei wirtschaftlich 
und verkehrstechnisch unsinnig. Zum ei- 
nenseidie Anbindung andasEisenbahnnetz 
“sehrschwierigundkostenaufwendig”. Zur 
Begründung verweisen die Umweltschützer 
darauf, daß die Kosten für die Strecke Ham- 
burg-Berlin auf 5,6 Milliarden Mark veran- 
schlagt werden und die Straße durch den 
Transrapidnurunwesentlich entlastet wird. 
Außerdem werden die Transrapid-Reisen- 
den insgesamt länger unterwegs sein als 
mit dem Intercity, weil die Bahnhöfe des 
Transrapidnur an Stadträndernliegen könn- 
ten und somit lange Anfahrtzeiten beding- 
ten. 


Post 


Helmut Sch. aus Berlin schreibt uns zu 
“telegraph” 10/93, S. 15: 

... Eine Richtigstellung sei erlaubt. 1852 
gab es keinen König Wilhelm I. und auch 
keinen Verfassungskonflikt. Der setzte erst 
1861 - da war Wilhelm I. dann König - ein, 
als der preußische Landtag die Geldmittel 
für die Heeresreform mit großer Mehrheit 
ablehnte. 1852 regierte Friedrich Wilhelm 
IV.. Bismarck nur als Reaktionär zu sehen, 
ist historisch verfehlt... 


W.Rüddenklau: Helmut Sch. hatbezüglich 
der Jahreszahlen recht - die Sache ist mir 
sehr peinlich. 1852 herrschte noch, wie es 
damals hieß, “die rötheste Reaktion” unter 
Friedrich Wilhelm IV., der 1858 wegen 
offenbarer geistiger Umnachtung von Wil- 
helm I. abgelöst wurde. Gemeint war natür- 
lich 1861 bzw. 1862. 
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Hinsichtlich Bismarcks übernehme 
ich bewußt die Bewertung der damaligen 
Radikaldemokraten. Die von heutigenlibe- 
ralen Historikern und zuletzt auch von Hi- 
storikern der DDR getroffene Beurteilung 
Bismarcks entspricht einem 
zivilisatorischen und mechanischen 
Fortschrittsbegriff, in dem sich eben 
Marxisten und Liberale einig sind, den ich 
aber nicht teilen kann. Um es aufein Stich- 
wort zu bringen: die sogenannte “rechte 
Revolution” ist für mich kein 
emanzipatorischer Fortschritt 


Noch etwas, was uns als "telegraph"- 
Redaktion natürlich interessiert hat: 

Der "Stern 7/94 läßt sich über Äußerungen 
von prominenten westdeutscher Politikern 
gegenüber DDR-Politikern aus, wie sie jetzt 
durch Papiere des SED-Parteiarchivs 
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bekanntwerden. Als im November 1987die 
Umwelt-Bibliothek Ostberlin beim Druck 
unseres Vorläuferblattes, der "Umwelt- 
blätter" überfallen wurde und diese und das 
Schwesterblatt "Grenzfall" beschlagnahmt 
wurden, macht der ZK-Abiteilungsleiter 
Gunter Rettner über ein Gespräch mit Os- 
kar Lafontaine folgende Notiz: 

"Genosse G. Rettner führte an, ...Unver- 
ständnis habe die Presseerklärung O. 
Lafontaines im Zusammenhang mit den 
Ereignissen um die Berliner Zionskirche 
ausgelöst ....G.Rettner erläuterte indiesem 
Zusammenhang, worin die ungesetzlichen 
Handlungen einiger Vertreter der soge- 


nannten Umweltbibliothek in der Zions- 
kirche in Berlin bestehen. Mit innerkirch- 
licher Friedensarbeit habe das nichts zu 
tun. O. Lafonataine sagte dazu, daß er das 
nicht gewußt habe ...Sage bitte Erich 
Honecker, so fuhr er fort, daß alles gilt, 
was wir miteinander vereinbart haben. Zu- 
gleich bitte er um Verständnis für seine 
Lage. Eine ‘völlige Enthaltsamkeit bei 
kritikwürdigenErscheinungeninder DDR’ 
könne er aus innenpolitischen Gründen 
nicht üben." (Ebenda, S. 140, 141) 

Das war uns zwar schon immer klar, aber 
wenn man es schriftlich hat, ist es doch 
schöner. 


Termine 


26.02.1994, 11.00 Uhr: Sitzung des Arbeitskreises 
des BUND Hessen, Ort: Bürgertreff Westend (“Pferdestall”), 
Clubraum 8, Ulmenstraße 20 (Eingang Kettenhofweg), 


Frankfurt/Main 
24.02.1994, 20.00 Uhr: Veranstaltung der UFV zum 
FrauenStreikTag am 8. März, Videovorführung zum 
Frauenstreik in Ialand und derSch weiz /Infobörse, Ort: Haus 
der Demokratie, Friedrichstr. 165, 10117 Bezlin, Saal 
24.02.1994, 20.00 Uhr: “Romper Stomper”, Australischer 
Spielfilm über einen Naziskincliquein Melbourne von 1993, 
Ort: Infoladen Bandito Rosso, Lottumstr. 10a, 10119 Berlin 
26.02.1994, 19.30 Uhr: “AltemativerSumpf und unternehme- 
Demokratie zu Stand und Perspektiven politischer und kul- 
tureller Arbeit im nicht-stsatlichen Raum mit Vertretern des 
Mehringhofs, Pfefferbergs und des Tacheles und Berliner 
itikem, Ort: Haus der Demokratie, Friedrichstr. 
165, 10117 Bexlin, Saal 
27.02.1994, 16.00 Uhr: Aktionstag gegen Fremdenfeindl- 
ichkeit. Eine Diskussions-Veranstaltung des VHS Mitte, 
Ort: Kulturhaus Mitte, Rosenthaler Str. 51, 10178 Berlin, 
Tel 2827793 
27.02.1994, 16.00 Uhr: “Timor und kein Trupp” Vertreter 
der gewaltfreien Aktionsgruppe geben einen Überblick zum 
umstrittenen Waffenexport von Kriegsschiffen der ehemali- 
gen NVA nach Indonesien, Ort: Haus der Demokratie, 
Friedrichstr.165, 10117 Berlin, Saal 
28.02.1994, 19.30 Uhr: “Arbeitszeitmodell bei VW und 
anderswo - der Ausweg aus der Krise?” Diakussionsverans- 
taltung des Bündnis Kritischer GewerkschafterInnen Ost/ 
West, Ort: Haus der Demokratie, Friedrichstr. 165, 10117 
Berlin, Saal 
01.03.1994, 19.30 Uhr: “Mythos Antifaschismus 7’ Veran- 
staltung von Bündnis 2000 und der Heinrich-Böll-Stiftung, 
mit Ralph Giordano, Antonia Grunenberg, Anette Leo und 
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Micha Brumlik, Ort: Haus der Demokratie, Friedrichstr.165, 
10117 Bezlin, Saal 

02.03.1994, 19.00 Uhr: Informationsveranstaltung zur 
Musterungsverweigerung und anderem, besonders für die 
Jahrgänge ’69, ’70,’71,Ort: Audi Max der TU Berlin, Straße 
des 17 Juni 

03.03.1994, 1930 Uhr: “Private Sicherheitsdienste: Polizei 
außerhalb des Rechtsstaates ?” Veranstaltung mit Vertretern 
der Gewerkschaft der Polizei, dem Sicherheitsdienst der 
BVG, der Bürgerwehr Buckow/Mirk. Schweiz und dem 
Verein zur Gründung und Förderung eines Institutes für 
Bürgerrechte und öffentliche Sicherheit, Ort: Haus der De- 
mokratie, Friedrichstr. 165, 10117 Berlin, Saal 
04.-06.03.1994: Staatliches Gewaltmonopol, bürgerliche 
Sicherheit, lebenslange und zeitige Freiheitsstrafe, zweite 
Anhörung im Gustav-Stresemann-Institut in Bonn - Bad 
Godesberg, Kontakt über: Komitee für Grundrechte und 
Demokratie - Zweigstelle Köln, Bismarckstr. 40, 50672 
Köln, Tel. 0221/523056 

04.03.1994, 19.30 Uhr: Informationsveranstaltung der “In- 
itiative gegen das Asylbewerbezleistungsgesetz’, Ort: Haus 
der Demokratie, Friedrichstr. 165, 10117 Berlin, Raum 111 
06.08.1994, 19.30 Uhr: Informationsabend derGruppe‘Kulika 
Kurdistan”, Ort: Haus der Demokratie, Friedrichstr. 165, 
10117 Berlin, Saal 

08.03.1994, 20.00 Uhr: Frauenfete zum FrauenStreikTag - 
der UFV lädt zu seiner traditionellen Fete. Ort: Haus der 
Demokratie, Friedrichstr,165, 10117 Berlin, Saal 
18.-20.03.: Bundesweite Frühjahrskonferenz der Initiativen 
gegen Atomanlagen, Ort:Gießen, Kontakt: Martin Nesemann, 
Gießener Str. 53, 35415 Pohlheim 
04.-06.03.1994: Frauen aufderFlucht. Geschlechtsspezifische 
Fluchtursachen und europäische Flüchtlingspolitik - Tagung; 
Veranstalter: Terre des Femmes, Postfach 2531, 72015 
Tübingen, Tel. 07071/550352, Veranstaltungsort: Bonn 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 

ab: tür 

Jahr (45.- DM) An | 

1/2 Jahr (23.- DM) Redaktıon telegraph 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht . 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. Schliemannstr. 22 


Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Ber lın O-1058 
__auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 


- ; n I} SERTESSENE 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! I Ich bestelle Exemplare 


der Sondernumner Mai/ 92 zum Preis 
Datum/Ünterschrift von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


 —_ telegraph - das Geschenk [Name: 

Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 

l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 

Name: Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
Str/Nr: __ per Abbuchung _Bar 


Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 
Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ıst, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sıch automatisch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: we 

Wer den "telegraph” noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph”-Abo ! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sıe eine Zeitschrift wie den "telegraph" 
unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM im Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut 
Auslandsabe: 
Wegen des erheblich höheren Portos kostet eın Auslandsabo ım Jahr 60,-DM. 

Sondernummer: 

Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Mai/9? 

(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 
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abonniert 


abonniert 


BEHÖRDEN- UND UNTERNEHMERUNFREUNDLICH - 


telegraph 


| Ostberlin 4DM 


